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Zusammenfassung 

Vor dem Hintergrund kriminalstatistisch bestätigt gestiegener Gewaltkriminalität,  

dokumentierter Zunahme der Kinder- und Jugendkriminalität und belegtem Zuwachs an 

Delikten nicht-deutscher Tatverdächtiger (PKS, 2023), gewinnt die Kriminalprävention in 

Deutschland an Bedeutung, um die Ursachen der Kriminalität zu reduzieren und Krimi-

nalität so vorbeugend zu begegnen (Kober & Kahl, 2012). Kriminalprävention in Deutsch-

land ist am Konzept der Kommunalen Kriminalprävention ausgerichtet, das die lokale 

Vernetzung aller für die Sicherheitsproduktion relevanten Akteur*innen in der Kommune, 

aber auch die Einbindung der Bürger*innen propagiert, um gemeinsam präventiv zu 

agieren. Um die ressort- und institutionsübergreifende Zusammenarbeit zu bewältigen 

und professionelle Präventionsarbeit leisten zu können, bedarf es geeigneter Strukturen, 

Standards professioneller Präventionsarbeit inklusive der Anwendung wissenschaftlich 

fundierter Präventionsprogramme und Kenntnis für Aufbau und Erhalt gelingender 

Zusammenarbeit. Ziel der vorliegenden Studie ist es daher eine quantitativ-deskriptive 

Bestandsaufnahme zu Struktur, Projektarbeit und Kooperation von Präventionsgremien 

sowie einen Abgleich der Ergebnisse mit veröffentlichen Empfehlungen des Präventions-

managements (Kober & Kahl, 2012) und der Kooperationsgestaltung (Görgen et al., 

2021) vorzunehmen, um Entwicklungspotentiale und best practices der Präventionsarbeit 

zu identifizieren. Da Kommunen aufgrund vorhandener Ressourcen und Entscheidungs-

kompetenzen (Görgen et al., 2021) zentrale Bedeutung für die Initialisierung und Durch-

führung von Prävention zukommt, wurde die Befragung in Anlehnung an die Bestands-

aufnahmen Schreibers (2007, 2019) als internet-basierte Kommunalbefragung konzipiert 

und an die 50 einwohnerstärksten hessischen Kommunen versandt. In der Auswertung 

zeigte sich, dass die strukturellen Empfehlungen mehrheitlich umgesetzt sind und 

vielfach gelingende Kooperation berichtet wird. Trotz marginaler Verbesserung der 

personellen und finanziellen Ausstattung besteht Entwicklungsbedarf der professionellen 

Projektarbeit und Anwendung wissenschaftlich fundierter Präventionsprogramme. 
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Einleitung 

Medienberichte über anhaltende Angriffe auf Einsatzkräfte der Polizei, der Feuerwehr 

und der Rettungsdienste („Immer mehr Angriffe gegen Polizei und Rettungsdienste“, 

2024), über schwere Verletzungen von Kindern oder Jugendlichen durch körperliche 

Auseinandersetzungen mit Gleichaltrigen (Handel, 2024) oder Vergehen von straffälligen 

Zuwanderern („Motivsuche nach Messerangriff in Mannheim“, 2024) festigen das Bild 

zunehmender Gewalt. Aktuell belegt die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) 2023 

(„Polizeiliche Kriminalstatistik 2023“, 2024), der jährliche Bericht über angezeigte und 

ermittelte sogenannte Hellfelddaten, eine im Vergleich zum Vor-Corona-Jahr 2019 

gestiegene Gewaltkriminalität, einen starken Anstieg der Kinder- und Jugendkriminalität 

und eine zunehmende Zahl an Delikten nicht-deutscher Tatverdächtiger. Für Kinder im 

Alter bis 14 Jahren wird ein Anstieg um 12%, für Jugendliche um 10% berichtet. Für die 

Interpretation der Daten ist einschränkend festzuhalten, dass die in der PKS erfassten 

Zahlen auf Veränderungen der tatsächlichen Kriminalität, der bestehenden Gesetze, der 

Intensität polizeilicher Kontrollen oder variierende Anzeigebereitschaft von Taten gegen-

über der Polizei beruhen kann (Steinkamp et al., 2023). Auch Gremien der Präventions-

praxis geben mehrheitlich ein gleichbleibend hohes, teils sogar steigendes Kriminalitäts-

aufkommen u.a. bedingt durch sicherheitspolitische Aufgaben wie z.B. die Integration 

Geflüchteter, Extremismus, Populismus und Jugendkriminalität an (Schreiber, 2019).  

Um Kriminalität zu begegnen, setzen Verantwortliche der Inneren Sicherheit auf zügige 

strafrechtliche Verfolgung und vor allem auf Kriminalitätsprävention (phoenix.de, 2024). 

Einerseits kann Prävention anders als Strafverfolgung an den Ursachen der Kriminalität 

ansetzen (Kober & Kahl, 2012). Andererseits ist Kriminalitätsprävention langfristig 

kostengünstiger als reaktive Kriminalitätsbekämpfung (Bubenitschek & Hermann, 2015; 

Wagner, 2023). Prävention von Kriminalität folgt in Deutschland seit Beginn der 1990er 

Jahre dem aus internationalen Sicherheitspolitiken abgeleiteten Konzept der Kommu-

nalen Kriminalprävention (Kober & Kahl, 2012). Ansatzpunkte der Präventionsarbeit sind 



  7 

 

danach die Stärkung der sozialen Kontrolle vor Ort, städtebauliche Maßnahmen zur 

Steigerung der räumlichen Übersichtlichkeit und Angebote zur Stärkung der Lebens-

qualität lokal Ansässiger (Schreiber, 2007). Die darauf aufbauenden Konzepte und 

Modelle des Integrierten Sozialraumkonzepts (Schreiber, 2019), der Quartierbezogenen 

kooperativen Sicherheitsproduktion (Görgen et al., 2021) sowie das von Wagner (2023) 

vorgestellte Konzept der Prävention durch Partizipation formulieren Impulse der 

Weiterentwicklung des Konzepts der Kommunalen Kriminalprävention bezüglich der 

Perspektive auf -, und Einbindung von Bürger*innen, der Ausgestaltung der kriminal-

präventiven Kooperation an sich, sowie der Erweiterung der Ansatzpunkte der 

Präventionsarbeit, um gesellschaftliche Partizipation benachteiligter Gruppen. Über  

alle Konzepte hinweg wird Kriminalitätsprävention als gesamtgesellschaftliche Aufgabe 

verstanden, die durch ein kommunales Netzwerk aller für die Sicherheitsproduktion 

relevanten Akteur*innen und explizit auch Bürger*innen bewältigt werden kann (Kober  

& Kahl, 2012). Mit der Schaffung von Umsetzungsstrukturen der Kommunalen Kriminal-

prävention entsteht in der Praxis ein Rahmen für ressort- und institutionsübergreifende 

Zusammenarbeit, der mehrere Herausforderungen bewältigen soll. Es gilt die 

professionelle Zusammenarbeit über Ressort- und Institutionsgrenzen hinweg zu 

etablieren, Bürger*innen in die Präventionsarbeit einzubinden und im Kontext 

permanenter kommunaler und sicherheitspolitischer Veränderungen kontinuierliche 

Präventionsarbeit zu leisten (Görgen et al., 2021). Der Abgleich von Konzept und Praxis 

wird bundesweit erstmals durch die Bestandsaufnahmen Schreibers (2007, 2019) 

möglich. Schreiber (2007) erfasst den Bestand lokaler Präventionsnetzwerke hinsichtlich 

Organisation und Gremienstruktur, Präventionsthemen und in den Präventionsgremien 

beteiligten Institutionen, und dokumentiert die Bewertung des Konzepts der Kommunalen 

Kriminalprävention durch die Akteur*innen. Schreiber (2019) ergänzt Aspekte zu Projekt-

arbeit, Erfolg und Scheitern der Gremien sowie deren Inanspruchnahme externer 

Unterstützungsangebote.   
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In Anlehnung an Schreiber (2007, 2019) strebt die vorliegende Qualifikationsarbeit 

danach, mittels Bestandsaufnahme die Existenz bestehender Kommunaler Präventions-

gremien der 50 einwohnerstärksten Kommunen Hessens zu erfassen, um Aspekte deren 

Gremienstruktur, Projektarbeit und Kooperationskultur zu untersuchen. Im Abgleich mit 

veröffentlichen normativen Konzepten und Empfehlungen der Organisationsstruktur 

(Kober & Kahl, 2012; 2020), der Projektarbeit und Kooperationskultur (Görgen et al., 

2021) interessiert, inwiefern das Konzept der Kommunalen Kriminalprävention analog zu 

den Empfehlungen bzgl. Organisation, Projektarbeit und Kooperation in der Präventions-

praxis kommunaler Präventionsgremien in Hessen umgesetzt wird.  
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Stand der Forschung 

Ansätze zur Erklärung und Vermeidung von Kriminalität, Aggression und Gewalt 

Internationale Sicherheitspolitiken 

Unter dem Stichwort der internationalen Sicherheitspolitiken werden im Kontext der 

Kommunalen Kriminalprävention insbesondere vier Ansätze benannt (Schreiber, 2007). 

Die Broken Windows These (Wilson & Kelling, 1982) und das Defensible Space Konzept 

(Newman, 1972) zielen die auf Stärkung sozialer Kontrolle ab. Kernpunkt der Broken 

Windows These ist die Annahme, dass kleine, strafunwürdige Vergehen wie z.B. eine 

zerbrochene Fensterscheibe die Auftrittswahrscheinlichkeit größerer Straftaten begün-

stigt und den Verfall des Quartiers zum sozialen Brennpunkt befördert. Gemäß der 

Broken Windows Theorie wird empfohlen, abweichendes Verhalten bereits unterhalb der 

Straffälligkeit zu sanktionieren und die soziale Kontrolle im Wohnumfeld gezielt zu 

stärken, um Kriminalität zu begegnen (Wilson & Kelling, 1982; Schreiber, 2007). Nach 

dem Konzept Defensible Space (Newman, 1972; Schreiber, 2007) kann auf Grundlage 

der Gestaltung des Wohnbezirks soziale Kontrolle und Verantwortung für öffentlichen 

Raum gesteigert werden. Durch städtebauliche Kennzeichnung verschiedener Bereiche 

im Quartier kann die Nutzung öffentlicher Flächen durch bestimmte Anwohnergruppen 

definiert, die Verantwortlichkeit der Gruppen für den genutzten Raum gesteigert, und 

Nutzung durch andere Personen schneller erkannt werden. Der Ansatz crime prevention 

through environmental design, (CPTED) (Jeffery, 1971; Schreiber, 2007) nutzt städte-

bauliche Maßnahmen, fokussiert aber auf die Steigerung von Lebensqualität, um 

Sicherheit zu erhöhen, in dem z.B. Ausleuchtung und Einsehbarkeit bestimmter Areale 

verbessert wird. Schließlich beschreibt Community Oriented Policing (Feltes, 1996; 

Schreiber, 2007) die Aufweitung des polizeilichen Arbeitsspektrums über die Bekämpfung 

objektiver Kriminalität hinaus, um stärker als Ansprechperson für Bürger*innen verfügbar 

zu sein. Z.B. durch schutzpolizeilichen Streifendienst zu Fuß ist demnach der unmittel-

bare Kontakt zu Bürger*innen vor Ort zu verbessern. Durch frühes Eingreifen dieser 
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Vollzugskräfte bei aufkeimenden Konflikten kann öffentliche Ordnung gewährleistet 

werden (Wilson & Kelling, 1982). 

 

Psychologische und soziologische Ursachen von Aggression und Gewalt 

Psychologische Theorien nennen verschiedenste Faktoren und Ursachen, um die 

Entstehung von aggressivem Verhalten auf individueller Ebene und Gruppenebene zu 

erklären. Relevant sind Mechanismen des Lernens und Frustrationseffekte, aber auch 

Soziale Kategorisierung und Labelingeffekte (Wagner, 2023). Nach dem General 

Aggression Model (Allen, Anderson & Bushman, 2018) wird aggressives Verhalten in 

bedeutsamem Maß erlernt. Daher sind Prozesse des Verstärkungslernens gemäß der 

Operanten Konditionierung (Skinner, 1938) und des Beobachtungslernens (Bandura, 

1983) relevant. Aggressives Verhalten wird demnach potenziell häufiger gezeigt, also 

verstärkt, wenn es positive Konsequenzen wie materielle oder soziale Anerkennung zur 

Folge hat. Werden negative Konsequenzen wie Bestrafung erwartet, wird aggressives 

Verhalten eher unterdrückt (Wagner, 2023). Dies gilt, wenn die Folgen des Verhaltens 

selbst erlebt oder bei anderen beobachtet werden. Nach der Frustrations-Aggressions-

Hypothese (Miller, 1941; Krahé, 2021) kann auch Frustration aufgrund nicht erfüllter 

Bedürfnisse oder unerreichter Ziele aggressives Verhalten begünstigen. Aggression zeigt 

sich, wenn aus Frustration nicht Rückzug, sondern Ärger entsteht (Berkowitz & LePage, 

1967). Aggressives Verhalten im Kindes- und Jugendalter entspricht im gewissen 

Ausmaß der Entwicklungsnorm (Loeber & Hay, 1997; Steinkamp et al., 2023). Ob sich 

zeitweilig auftretendes aggressives Verhalten zur stabilen Verhaltenstendenz von 

Individuen entwickelt, wird nach der Labeling Theory (Becker, 1963; Wagner, 2023)  

auch durch die Reaktion des Umfelds beeinflusst. Werden Personen von anderen als 

aggressiv gelabelt, also als solche benannt und entsprechend negativer Stereotype 

behandelt, hat das zur Folge, dass Betroffene die soziale Ausgrenzung anderer erleben. 

Die Verstetigung aggressiven Verhaltens wird begünstigt, wenn sich die Sozialkontakte 
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der Betroffenen auf andere als aggressiv gelabelte Personen begrenzen (Bernburg, 

2019) und die als aggressiv gelabelten Personen Aggressivität als Facette des 

Selbstkonzepts aufnehmen (Issmer & Wagner, 2015; Wagner, 2023). Ähnlich haben 

nach der Social Identity Theory (Tajfel & Turner, 1984) im Sozialverhalten zwischen 

Gruppen Kategorisierungsprozesse der Selbst- und Fremdidentifikation in gegensätz-

lichen sozialen Gruppen Relevanz für die Entstehung von Aggression und Gewalt. Die 

Abwertung der Fremdgruppe erfolgt grundsätzlich, um die eigene soziale Identität, die 

eigene Gruppe, positiv zu bewerten. Potential für Aggression bergen intergruppale 

Vergleiche um knappe Ressourcen, wie Wohlstand, Macht, Ansehen. Je stärker die 

Identifikation mit der eigenen Gruppe, desto höher die Bereitschaft, Angehörige rele-

vanter Fremdgruppe abzuwerten, zu diskriminieren und sie durch Gewalt zu schädigen 

(Wagner, 2023). Zudem befördert der Gruppenkontext gemäß der Self-Categorization 

Theory (Turner, 1987), dass Individuen gruppenspezifisch stereotype Überzeugungen 

und Verhaltensweisen zeigen. Um die Differenzierung zwischen den Gruppen zu 

maximieren, werden Gruppennormen in Richtung von Extrempositionen verschoben. 

Neben sozialen Interaktionen zwischen Individuen und Gruppen, kann laut der Social 

Disintegration Theory (SDT) (Heitmeyer & Anhut, 2008) auch der gesellschaftliche 

Rahmen Aggression begünstigen, wenn insbesondere für Angehörige benachteiligter 

Gruppen grundlegende materielle Bedürfnisse, soziale Anerkennung und persönliche 

Integrität Einzelner nicht gewährleistet werden kann (Wagner, 2023). Nach Heitmeyer 

und Anhut (2008, S.26-27) sind für die erfolgreiche soziale und gesellschaftliche 

Integration drei Dimensionen relevant. Die sozial-strukturelle Dimension (auch  

individuell-funktionale Systemintegration) umfasst den Zugang zu einer materiell und 

sozial zufriedenstellenden Arbeit, Wohnung, Bildung und Konsumgütern. Die insti-

tutionelle Dimension (auch kommunikativ-interaktive soziale Integration) beschreibt die 

Einhaltung demokratischer Prinzipien und Vorhandensein von institutionellen und 

politischen Beteiligungsmöglichkeiten. Zuletzt bedarf es entsprechend der sozio-
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emotionalen Dimension erfolgreicher Integration (auch kulturell-expressive soziale 

Integration) Möglichkeiten zum Aufbau emotional bedeutsamer Beziehungen zwischen 

Menschen, um Selbstverwirklichung und Sinnfindung im Privatleben zu realisieren.  

  

Sozialarbeiterisches Konzept Sozialraumorientierung 

Als Fachkonzept der Sozialen Arbeit verbindet das Konzept der Sozialraumorientie-

rung die Aspekte des personbezogenen fachlichen Agierens und der Veränderung von 

Bedingungen in räumlich abgegrenzten Arealen (Hinte, 2019). Kern des fachlichen 

Agierens in der Einzelfallarbeit ist die Ausrichtung jeglicher Unterstützungsangebote an 

subjektiven Bedürfnissen der Hilfeberechtigten, sofern deren Bereitschaft besteht, aktiv 

zur Zielerreichung beizutragen. Die Stärkung individueller Potentiale und Selbsthilfekräfte 

ermächtigt Betroffene, vor Ort vorhandener Angebote und Optionen zu erschließen, um 

eigenen Ziele zu erreichen und die eigene Lebenssituation zu verbessern. Mit der Ver-

änderung von Bedingungen beschreibt das Konzept der Sozialraumorientierung zunächst 

die stärkere Einbindung und auch Aktivierung des räumlichen Kontexts für die Einzelfall-

arbeit. Auf kommunal-administrativer Steuerungsebene ist mit dem Begriff der Bedin- 

gungsveränderung zudem eine raumorientierte Dezentralisierungstendenz benannt, die 

aus der Kritik an bisherigen, zuständigkeitsorientiert agierenden Verwaltungs- und 

Hilfestrukturen resultiert (Kessl & Reutlinger, 2018). Die Sozialraumorientierung formuliert 

Veränderungsimpulse sowohl für Arbeitsweise und Finanzierung der Sozialer Arbeit als 

auch für die Ausgestaltung von Kooperationen zwischen Kostenträgern und Leistungs-

erbringenden. Auch außerhalb der Fachdisziplin werden mit dem Konzept Impulse zur 

Innovation verstanden. Dabei wird der territoriale Aspekt des Konzepts zulasten der 

fachlich-methodischen Perspektive oftmals betont (Hinte, 2019). 
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Ansatzpunkte und Konzepte der Kriminalprävention 

Allgemeine Gliederung kriminalpräventiver Maßnahmen  

Zu unterscheiden sind primär-, sekundär- und tertiär präventive Maßnahmen abhängig 

erstens des Zeitpunkts der Maßnahme relativ zum potenziell kriminellen Handeln und 

zweitens der Eingrenzung der Adressat*innen bzw. der Situation. Primärpräventive 

Maßnahmen richten sich frühzeitig an die Allgemeinbevölkerung bzw. einen breiten 

Raumausschnitt wie den öffentlichen Raum, um die Entstehung von Risikofaktoren von 

Kriminalität zu unterbinden. Sekundärpräventive Maßnahmen adressieren an potenzielle 

Täter oder Opfer oder risikobelastete Räume, um bereits ausgeprägte Risikofaktoren 

durch selektive Ansprache und Aufklärung bzw. die Einwirkung auf Tatgelegenheits-

strukturen (Kober & Kahl, 2012) zu mindern. Tertiäre Maßnahmen richten sich an Täter, 

Opfer bzw. räumliche Brennpunkte, um bereits bestehende Kriminalität reaktiv zur 

reduzieren (Armborst, 2018). Grundsätzlich können kriminalpräventive Ansätze auf 

Delikte fokussieren, sozial, also auf Zielgruppen ausgerichtet sein oder situativ aus-

gerichtet, also raumbezogen erfolgen. Im kommunalen Kontext der Kriminalprävention 

werden vorrangig primäre und sekundäre zunehmend raumbezogene Maßnahmen 

realisiert (Kober & Kahl, 2012; Schreiber, 2019). Hauptzielgruppe der Präventionsarbeit 

ist vielfach die Zielgruppe der Kinder und Jugendlichen (Schreiber, 2019). 

 

Im Folgenden wird das Präventionskonzept der Kommunalen Kriminalprävention 

genauer erläutert und darauf aufbauende, konzeptionelle Weiterentwicklungen und 

Entwicklungspotentiale beschrieben. 

 

Konzept der Kommunalen Kriminalprävention 

Ausgehend von internationalen Sicherheitspolitiken etabliert sich in Deutschland ab 

Anfang der 1990 Jahre das Konzept der Kommunalen Kriminalprävention (Schreiber, 

2007). Das bis dato vorherrschende Paradigma „Repression [durch Strafverfolgung] sei 
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die beste Prävention“, wird durch Angebotslösungen ersetzt, die kriminalitätsvorbeugend 

auf die Behebung der Ursachen von Kriminalität (Kerner, 2018; Trenczek & Pfeiffer, 

1996; Kober & Kahl, 2012) und kriminalitätsbezogener Unsicherheit, sogenannter 

Kriminalitätsfurcht (Görgen et al., 2021) zielen. Mit der konzeptionellen Neuausrichtung 

wird die gesamtgesellschaftliche Verantwortung für Kriminalitätsprävention eingefordert. 

Kommunale Kriminalitätsprävention wird zur Aufgabe aller für die Sicherheitsproduktion 

relevanten lokalen Akteur*innen und Bürger*innen über die Strafverfolgungsbehörden 

hinaus (Kober & Kahl, 2012; Görgen et al., 2021). Kommunale Kriminalprävention beruht 

auf den drei Säulen lokale Orientierung, ressortübergreifende Vernetzung und Ein-

bindung der Bürgerschaft (Schreiber, 2007).  

Die lokale Orientierung resultiert einerseits daraus, dass Kriminalität und Kriminalitäts-

furcht vor Ort entstehen (Görgen et al., 2021). Andererseits sind Kommunen mit den 

spezifischen lokalen Bedingungen und Problemlagen vertraut (Schreiber, 2007), und 

auch die Erfolge gelungener Präventionsarbeit sind vor allem vor Ort wahrzunehmen.  

Erfolgreiche Kriminalprävention auf kommunaler Ebene fordert die Einbindung aller  

für die Sicherheitsproduktion relevanten Akteur*innen und damit ressort- und institutions-

übergreifende Vernetzung. Mit der Einbindung verschiedener staatlicher und nicht-

staatlicher Akteur*innen, z.B. Magistrat, Polizei, Jugendhilfe, aber auch Vereinen oder 

Religionsgemeinschaften werden unterschiedliche Perspektiven und Handlungslogiken  

in die Präventionsarbeit integriert (Görgen et al., 2021), dies schafft Herausforderungen. 

Besondere Relevanz hat die Einbindung der kommunalen Verwaltung. Vielfach ist die 

Kommune die einzige Institution, die über benötigte Ressourcen und Entscheidungs-

kompetenzen verfügt (Görgen et al., 2021), um Kommunale Kriminalprävention zu 

institutionalisieren bzw. kriminalpräventive Maßnahmen umzusetzen.  

Schließlich ist die Bürgerbeteiligung konstituierendes Merkmal der Kommunalen 

Kriminalprävention als gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Der Bevölkerung fallen 

Aufgaben zu wie z.B. die Wahrnehmung der Kriminalität vor Ort, die Mitgestaltung 
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kriminalitätsmindernder aktiver Nachbarschaften oder die Mitarbeit im Präventions-

gremium (Kober & Kahl, 2012). Dennoch sind mit der Einbindung der Bürger*innen 

weitere Herausforderungen verbunden. Z.B. müssen Gremienstrukturen für die 

Einbindung der Bürger*innen geöffnet werden, und die Option der Mitwirkung gleicher-

maßen allen Bürger*innen angeboten werden (Görgen et al., 2021), auch gilt es, 

mögliche Zweifel professioneller Akteur*innen z.B. an der Nachhaltigkeit bürgerlicher 

Beteiligung auszuräumen (Kober & Kahl, 2012).   

Wichtige Ziele der Kommunalen Kriminalprävention sind nach Kober und Kahl (2012) 

die Reduktion von Kriminalität und kriminalitätsbezogener Unsicherheit, aber auch die 

Steigerung des sozialen Zusammenhalts und Abbau kriminalitätsfördernder Strukturen. 

Gleichzeitig zielt Kommunale Kriminalprävention darauf, den rationalen Umgang mit 

Kriminalität zu fördern. Dies kann erreicht werden, wenn die kommunale Sicherheitslage 

analysiert und Kriminalitätsschwerpunkte identifiziert werden, Vernetzung und Infor-

mationsaustausch mit anderen Akteur*innen erfolgt, politisch Verantwortliche beraten und 

Bürger*innen der Kommune aufgeklärt werden. Auch die Entwicklung geeigneter Präven-

tionsmaßnahmen und deren Umsetzung und Evaluation ist Aufgabe der Präventions-

arbeit (Kober & Kahl, 2012). Im Implementierungsprozess Kommunaler Kriminalpräven-

tion ist die Gründung eines Präventionsgremiums der erste Schritt (Hermann & Dölling, 

2018). Institutionalisierung ermöglicht einerseits geeignete Rahmenbedingungen für 

gelingende Koordination diverser professioneller Akteur*innen und Institutionen, sowie 

die Einbindung der Bürger*innen zu schaffen, andererseits gewährleistet Institutionali-

sierung, Prävention frühzeitig in kommunalen Planungs- und Entscheidungsprozessen zu 

beachten (Kober & Kahl, 2012) und Kriminalprävention als kommunale Querschnitts-

aufgabe dauerhaft zu verankern (Wagner, 2023). 
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Integriertes Sozialraumkonzept  

Das Integrierte Sozialraumkonzept kann als Adaption des aus der Sozialen Arbeit 

stammenden Konzepts der Sozialraumorientierung im Kontext der Kommunalen 

Kriminalprävention aufgefasst werden. Analog zum Konzept der Sozialraumorientierung 

zielen zugehörige Entwicklungsstrategien auf Ressourcenbündelung, Verzahnung von 

Politikfeldern und Aufbau neuer Strukturen der Kommunikation, Kooperation und 

Organisation. Der Einbindung von Interessen und Ressourcen der Anwohnenden kommt 

besondere Aufmerksamkeit zu (Grimm, Hinte, Litges, 2004; Kober & Kahl, 2012). Für  

die Kommunale Kriminalprävention resultiert der Impuls, Stadtteilinstanzen als kleinst-

räumliche, lokale Gremienstrukturen zu etablieren (Kober & Kahl, 2012). Im engen räum-

lichen Zuschnitt werden Präventionsakteur*innen schnell auf Problemlagen aufmerksam, 

für Bewohner*innen ist erfolgreiche Präventionsarbeit schnell erkennbar. Die Identi-

fikation der Bürger*innen mit dem Wohnumfeld fördert deren Bereitschaft, sich in der 

Präventionsarbeit vor Ort zu engagieren (Jasper, 2008; Kober & Kahl, 2012). Schreiber 

(2019) bestätigt, dass es durch die Orientierung auf den Nahraum des städtischen 

Quartiers gelingt, deutlich mehr Bürger*innen einzubinden. 

 

Quartiersbezogene kooperative Sicherheitsproduktion 

Die Quartiersbezogene kooperative Sicherheitsproduktion (QKSP) (Görgen et al., 

2021) rückt die Kooperation professioneller Präventionsakteur*innen und die Einbindung 

der Anwohner*innen noch expliziter in den Fokus (Bahr & Kremer-Preis, 2018; Görgen et 

al., 2021). Zur Bündelung der Ressourcen für Quartiersarbeit können bestehende Tätig-

keitsfelder auf ihre kriminalpräventive Relevanz hin geprüft werden (Kober & Kahl, 2012). 

Über die Schaffung der Quartiersstrukturen hinaus, wie im Integrierten Sozialraum-

konzept beschrieben, geht es in der QKSP darum, alle professionellen, zivilgesellschaft-

lichen und bürgerlichen Akteur*innen im Stadtteil zur gelingenden Kooperation zu 

befähigen. Gemeint sind vorbereitende Anpassungen der beteiligten Institutionen samt 
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deren Akteur*innen, um lösungsorientierte Zusammenarbeit über Zuständigkeitsbereiche 

hinweg zu bewältigen und Vorschläge und Bedarfe der Bürger*innen aufnehmen und 

einbinden zu können. Stärker als die vorangegangenen Konzepte betont die QKSP die 

Ausgestaltung der Kooperation. Sicherheitsproduktion wird einerseits explizit als fort-

währender Aushandlungsprozess einer Vielzahl von Akteur*innen mit unterschiedlichen 

Positionen zur Sicherheitsproduktion verstanden. Andererseits ist die Kooperation 

gefordert, um immer wieder mit veränderten kommunalen Gegebenheiten und sicher-

heitspolitischen Herausforderungen umzugehen (Görgen et al., 2021).  

 

Prävention durch Partizipation 

Mit dem Konzept Prävention durch Partizipation integriert Wagner (2023) die benann-

ten psychologischen und soziologischen Erklärungen zur Entstehung von Aggression und 

Gewalt in die Konzeption von Kriminalprävention. Wagner (2023) weist entsprechend 

darauf hin, dass nicht allein demographische Merkmale wie z.B. Migrationshintergrund 

ursächlich für die Entstehung von deviantem Verhalten sind, vielmehr begünstigen 

Wechselwirkung zwischen individuellen und gesellschaftlichen Einflüssen wie z.B. Des-

integrationserfahrungen durch fehlende geeignete Partizipationsangebote die Entstehung 

von Aggression und Gewalt.  Dazu zählt Wagner (2023) analog zu den von Heitmeyer 

und Anhut (2008) benannten drei Dimensionen gelingender Partizipation, fehlende 

Sicherung der materiellen Existenzgrundlagen (individuell-funktionale Systemintegration), 

fehlende gleichberechtigte Mitsprache in der Gestaltung des Wohnumfeldes (kommu-

nikativ-interaktive Sozialintegration) und fehlende Möglichkeit zum Aufbau persönlicher, 

freundschaftlicher Kontakte (kulturell-expressive Sozialintegration). Wagner (2013) betont 

die bereits im Konzept der Sozialraumorientierung angelegte Einbindung insbesondere 

benachteiligter Anwohner*innen, z.B. in Lösungsprozesse von Raumnutzungskonflikten. 

Hinsichtlich der Präventionsstrukturen fordert Wagner (2023) darüber hinaus, die 

Koordination der Kriminalprävention als Querschnittsaufgabe in den Kommunen zu 
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verankern, indem Koordinationsstellen der Kriminalprävention ausgestattet mit fachlich 

qualifiziertem Personal in ausreichender Zahl dauerhaft etabliert werden. 

 

Unterstützungshilfen für die Präventionspraxis 

Orientierende Leitlinien  

Gremienstruktur. Exemplarisch für Leitfäden die Empfehlungen zum Aufbau von 

kriminalpräventiven Gremienstrukturen aussprechen, wird die sogenannte Bewährte 

Organisationsstruktur von Präventionsgremien (DFK, 2024) ergänzt um die Impulse für 

das Kommunale Präventionsmanagement (Kober & Kahl, 2012) skizziert. Die Beschrei-

bung dient dazu, Anhaltspunkte für den Abgleich mit bestehenden Gremienstrukturen in 

hessischen Kommunen vorzustellen. Unter der Bezeichnung Kommunaler Präventionsrat 

umschließt die bewährte Organisationsstruktur die Gremieninstanzen Lenkungsgruppe, 

Geschäftsstelle und Arbeitsgruppen, die Aufbauorganisation wird daher als mehrgliedrig 

bezeichnet. Die Lenkungsgruppe ist die personell begrenzte Leitungs- und Führungs-

instanz des Gremiums. Durch die Lenkungsgruppe wird der unmittelbare, institutions-

übergreifende Austausch auf Führungsebene realisiert. Mit der Anbindung der Lenkungs-

gruppe an die Kommunalverwaltung und der Einbindung kommunalen Führungs-

personals gewinnt das Gremium Legitimation und Unterstützung für die Präventions-

arbeit. Mögliche weitere Akteur*innen der Lenkungsgruppe sind gemäß der Empfehlung 

Führungspersonal von Polizei, Schulen, Vertreter*innen von Verbänden, Vereinen und 

Präventionsarbeitsgruppen. Die Geschäftsstelle übernimmt einerseits die Regelung des 

Koordinationsbedarfs zwischen den Gremieninstanzen, andererseits kann sie als 

Anlaufpunkt für Bürger*innen fungieren. Die Geschäftsstelle ist maßgeblich relevant, um 

kontinuierliche und professionelle Präventionsarbeit zu gewährleisten. Mit der Etablierung 

einer Geschäftsstelle wird Kriminalprävention dauerhaft zum Gegenstand der Kommunal-

verwaltung, dies fördert die Umsetzung von evidenzbasierter, professioneller Präven-

tionsarbeit. Abhängig von der Komplexität der kommunalen Sicherheitsanforderungen 
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wird die Einrichtung von Arbeitsgruppen empfohlen, um spezifische Themenfelder zu 

erarbeitet (Kober & Kahl, 2012).  

Projektarbeit und Kooperation. Görgen et al. (2021) legen mit dem Modell der 

Quartiersbezogenen kooperativen Sicherheitsproduktion (QKSP) eine systematische 

Zusammenstellung von Erfahrungswissen zu Aufbau und Aufrechterhaltung ressort- und 

institutionsübergreifender Kooperationen in komplexen, sich anhaltend wandelnden 

kommunalen Bedingungen vor. Die Autoren fassen die interdisziplinäre Kooperation als 

permanenten Aushandlungsprozess auf. Für den Fortbestand der gelingenden Gremien-

arbeit und Kooperation erachten Sie einerseits die sechs sogenannten Gestaltungs-

prinzipien Moderieren von Entscheidungen; Verstehen von Situationen; Gewinnen von 

Unterstützung; Raum für Kreativität; Entwickeln von Ordnung und Gestaltung von 

Kontexten für relevant. Da Sicherheitskooperationen im Kontext von kommunalpoliti-

schen Rahmenbedingungen und Herkunftsorganisationen der Akteur*innen entstehen, 

bedarf es nach Görgen et al. (2021) folgende fünf Ordnungsperspektiven, um trotz 

vielfältiger Anforderungen und Aushandlungen im Gremium erfolgreich zusammen-

zuarbeiten und auf Veränderungen eingehen zu können. Relevant sind für die Autoren 

die Ordnungsperspektiven Struktur, d.h. die Zusammenarbeit der Kooperation an sich;  

für professionelle Projektarbeit maßgeblich, Strategie, also die gemeinsame Wahl der 

Handlungsfelder, Ziele und Maßnahmen; Kultur, d.h. geteilte Wissensbasis, Werte und 

Überzeugungen; politische Kommunikation zur Mobilisierung von Unterstützung; und 

Prozess als Treiber kontinuierlicher Entwicklung der Kooperationsarbeit. Görgen et al. 

(2021) legen übertragbare Leitlinien vor und ermöglichen so den Abgleich der in der 

Praxis vorgefundenen Bedingungen im Hinblick auf Kooperationsbereitschaft bzw.  

-fähigkeit der untersuchten Präventionsgremien. 
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Beratende Unterstützung  

KOMPASS. Das KOMmunalProgrammSicherheitsSiegel (KOMPASS) ist ein Angebot 

des Hessischen Innenministeriums an hessische Kommunen. Es zielt darauf ab, die 

Kriminalpräventions- und Sicherheitsarchitektur hessischer Kommunen zu verbessern. 

Das Programm bietet sowohl Orientierungshilfe, um polizeiliche Präventions- und 

Sicherheitsmaßnahmen zu überblicken, als auch einen standardisierten Prozess, um 

ausgehend von der kommunalen Sicherheitsanalyse Präventionsmaßnahmen fest-

zulegen und das lokale Sicherheitskonzept zu realisieren (HMdISH, 2024). Im Bemühen 

um Kriminalprävention und kommunale Sicherheit soll die Zusammenarbeit zwischen 

Bürger*innen, Kommune und Polizei gestärkt werden (Polizei Hessen, 2024). 

Netzwerk gegen Gewalt. Das Netzwerk gegen Gewalt wird ministerienübergreifend 

durch das Hessische Ministerium des Inneren und Sport, das Kultusministerium und die 

Ministerien der Justiz sowie für Soziales und Integration getragen. Mit Fokus auf die 

Zielgruppe der Kinder, Jugendlichen und Heranwachsenden zielt das Netzwerk darauf 

ab, die gesamtgesellschaftliche Verantwortung für Kriminalitätsprävention zu stärken und 

nachhaltige, auf sorgfältige Planung und Evaluation gestützte Kriminalprävention für die 

Zielgruppe zu befördern. Die Aufgaben des Netzwerks umfassen erstens die Vernetzung 

staatlicher und zivilgesellschaftlicher Akteur*innen, wie Schule, Jugendhilfe, Justiz und 

Polizei, zweitens die Konzeption, Durchführung und Evaluation von Präventionsprogram-

men sowie drittens das Angebot von Information über Sicherheitslagen und deren 

Handhabbarkeit. Konkret unterstützt das Netzwerk sowohl die Schaffung kommunaler 

Präventionsstrukturen als auch die Auswahl und Umsetzung von Präventionsprojekten 

vor Ort. (Netzwerk gegen Gewalt, 2024). 
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Bestandsaufnahmen der Präventionspraxis  

Schreiber (2007) 

Schreiber (2007) erstellt eine erste bundesweite Bestandsaufnahme kommunaler 

Präventionsgremien in Deutschland, um Gremienstruktur, Themenfelder der Kommu-

nalen Kriminalprävention, die in den Gremien vernetzten Institution und das Ausmaß der 

Bürger*innenbeteiligung zu erfassen und zusätzlich die Bewertung des Konzepts der 

Kommunalen Kriminalprävention durch die Präventionsakteur*innen zu dokumentieren. 

Schreiber (2007) konzipiert die Befragung als standardisierte Onlinebefragung mit 

Pretest. Die Autorin dokumentiert u.a., dass als Präventionsräte bezeichnete Gremien mit 

zweigliedrigem Gremienaufbau aus Lenkungsgruppe und Arbeitsgruppen eine höhere 

Vernetzung als andere Organisationsformen aufwiesen. Bürger*innenbeteiligung wird 

noch nicht wie angestrebt umgesetzt. Die Präventionsmaßnahmen weisen ein breites 

Themenspektrum auf. Vielfach steht die Zielgruppe der Kinder- und Jugendlichen 

verbunden mit einem bestimmten räumlichen Zuschnitt im Fokus der Präventionsarbeit.  

 

Schreiber (2019) 

In der Aktualisierung der Bestandsaufnahme 2017/ 2018 ergänzt Schreiber (2019)  

die Aspekte Projektarbeit, Bewertung von Erfolg und Scheitern sowie Inanspruchnahme 

externer Unterstützungsangebote durch die Gremien. Die Befragung ist erneut als 

Online-Umfrage mit Pretest konzipiert. Schreiber (2019) dokumentiert ein knapp 

bemessenes Niveau personeller und finanzieller Ausstattung der Gremien und Ent-

wicklungspotential professioneller Projektarbeit. Nur etwa zwei Drittel der beteiligten 

Gremien definieren und evaluieren Ziele. In ähnlichem Ausmaß benennen Kommunen, 

Akteur*innen gezielt auszuwählen bzw. ein gemeinsames Sicherheitsverständnis im 

Gremium zu entwickeln. In geringerem Ausmaß wird Sicherheitsanalysen auf Grundlage 

von Daten wie der PKS oder Bevölkerungsumfragen erstellt und wissenschaftlich eva-

luierte Programme in der Präventionsarbeit genutzt. Gemäß Schreiber (2019) verfügten 
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Gremien mit mehrgliedriger Struktur über mehr hauptamtliches Personal, höheres Budget 

und häufiger über ein schriftliches Konzept der Präventionsarbeit. Dennoch dokumentiert 

Schreiber (2019) auch, dass drei Viertel der Kommunen ohne hauptamtliches Personal 

agiert. Auch kam der größte Anteil der Kommunen ohne eigenes Budget bzw. mit Budget 

bis zu 5.000€ aus. Nur wenige Kommunen geben an, dass wichtige Akteur*innen fehlen, 

ist das der Fall, werden vor allem Schulen benannt. Die Autorin berichtete u.a. die sicher-

heitspolitischen Herausforderungen Extremismus, Populismus, Integration Geflüchteter 

und Jugendkriminalität. Dennoch waren Kinder und Jugendliche die Hauptzielgruppe der 

Präventionsarbeit, deutlich seltener stehen Senor*innen oder Menschen mit Migrations-

hintergrund im Fokus. Projekte werden zunehmend sozialräumlich orientiert.  

 

Ziel der Studie 

Die Studie erfasst den aktuellen Bestand kommunaler Kriminalpräventionsgremien, 

v.a. aber Aspekte deren Struktur, Projektarbeit und Kooperation. Kommunale Verwal-

tungen stehen im Fokus der Untersuchung. Einerseits, da Kommunale Kriminalpräven-

tion als Querschnittsaufgabe der Kommunen in der kommunalen Verwaltung zu veran-

kern ist (Wagner, 2023). Andererseits weisen meist nur Kommunalverwaltungen die 

benötigten Ressourcen und Entscheidungskompetenzen zur Institutionalisierung und 

Umsetzung von Präventionsvorhaben auf (Görgen et al., 2021). In der Untersuchung der 

Gremienstrukturen interessiert v.a die Zahl der koordinierenden Geschäftsstellen 

kommunaler Kriminalprävention. Diese sind in der Umsetzung kontinuierlicher Präven-

tionsarbeit von großer Relevanz (Kober & Kahl, 2012). Leitlinien zur Institutionalisierung 

(z.B. Kober & Kahl, 2012) empfehlen eine mehrgliedrige Gremienstruktur, um effizientes 

Entscheiden durch die Instanz der Lenkungsgruppe mit kontinuierlicher Präventionsarbeit 

durch die Geschäftsstelle und themenspezifischem Arbeiten bei Einbindung einer Viel-

zahl von Akteur*innen durch Arbeitsgruppen im Gremium zu verbinden. Die als mehr-

gliedrig bezeichnete Gremienstruktur wird im Vergleich zu eingliedrigen Gremien mit 
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einem höheren Professionalisierungsgrad assoziiert, wie z.B. höherer personeller und 

finanzieller Ausstattung und häufigerer Erstellung eines schriftlichen Präventions-

konzepts. Höherer Professionalisierungsgrad schlägt sich in erfolgreicher Präventions-

arbeit nieder (Schreiber, 2019). Erkenntnisse des Modells der Quartiersbezogenen 

kooperativen Sicherheitsproduktion (QKSP) (Görgen et al., 2021), das Leitlinien für 

sicherheitsproduzierende Kooperationen formuliert, sollen verwendet werden, um 

Aspekte gelingender ressort- und institutionsübergreifender Kooperation in hessischen 

Präventionsgremien in der aktuellen Untersuchung zu berücksichtigen.  

Analog zu Schreiber (2007, 2019) hat die vorliegende Untersuchung eine Bestands-

aufnahme der Präventionsgremien zu Ziel. Die aktuelle Studie konzentriert sich dabei 

nicht auf Präventionsgremien im Bundesgebiet, sondern auf bestehende Präventions-

gremien in den 50 einwohnerstärksten hessischen Kommunen. Ähnlich Schreiber (2007, 

2019) soll eine Onlinebefragung durchgeführt werden. Im Fokus der Untersuchung steht 

die Aufbau- und Ablaufstruktur kommunaler Gremien, der Professionalisierungsgrad der 

Projektarbeit und der Status gelebter Kooperation in den Gremien, also v.a. strukturelle, 

strategische und kulturelle Aspekte der Präventionsarbeit (Görgen et al., 2021). Zur 

Datenauswertung ist ähnlich Schreiber (2007, 2019) eine deskriptivstatistische Auswer-

tung der Häufigkeiten vorgesehen.  
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Methoden 

Stichprobe 

Rekrutierung 

Die 50 einwohnerstärksten Kommunen Hessens (Bevölkerungsstatistik, 2023), 

Einwohnerspanne von 773 068 Bewohner*innen (Frankfurt am Main) bis 23 162 

Bewohner*innen (Bad Soden) wurden für die Teilnahme der Untersuchung rekrutiert. 

Nach vorheriger Kontaktrecherche auf den Webseiten der Kommunen wurden die 

Teilnehmenden per E-Mail zur zweiteiligen Onlinebefragung eingeladen. Fragebogen 

eins, Bearbeitungszeit ca. 2 min, richtete sich an die (Ober)bürgermeister*innen der 

Kommunen. Fragebogen zwei, Bearbeitungszeit ca. 15 Minuten, wurde bei Bestehen 

eines kriminalpräventiven oder ähnlichen Gremiums an die Hauptverantwortlichen der 

Kommunalen Kriminalprävention gesandt. Der Befragungszeitraum reichte vom 

16.10.2023 bis 21.01.2024. Aufgrund des geringen Rücklaufs wurden die Kommunen bis 

zu drei Mal telefonisch mit der Bitte um Teilnahme kontaktiert, auf Nachfrage wurde das 

Anschreiben zu Fragebogen eins bzw. zu Fragebogen zwei erneut versandt. 

 

Ausschlusskriterien  

Fragebogen eins. Ausschlusskriterien waren fehlende Werte in Item eins: „1. Wie 

lautet der Name Ihrer Gemeinde? Bitte eintragen.“ (gültige N = 40, ungültige N = 8) und 

doppelter Fragebogenaufruf bzw. doppelte Beantwortung des genannten Items eins 

(gültige N = 35, ungültige N = 5). 

Fragebogen zwei. Ausschlusskriterium war erstens eine Mindestmenge vorliegender 

Antworten je Datensatz. Mindestens vorliegen sollte je eine Antwort zu den Gremien-

instanzen Lenkungsgruppe, Geschäftsstelle, Arbeitsgruppe, sowie je eine Frage zur 

Projektarbeit und zur Kooperation oder alternativ mindestens fünf Fragen (gültige N = 31, 

ungültige N = 7) und zweitens doppelter Fragebogenaufruf bzw. eindeutig inhaltsgleiche 
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Beantwortung über mehrere Items hinweg in Fällen 180, 181 und 211, 212 (gültige N = 

29, ungültige N = 2). 

 

Beschreibung der finalen Stichprobe 

Fragebogen eins. Vorliegende Datensätze gesamt aus Fragebogen eins (N = 48).  

15 Kommunen (42.9%) beantworteten alle vier Fragen des Fragebogens eins vollständig,  

33 Kommunen (94.3%) beantworteten nur die Items eins und zwei zum Namen der  

Kommune und zur Existenz eines Kriminalpräventionsgremiums. Aufgrund der ge-

nannten Ausschlusskriterien wurden N = 35 Datensätze in der Auswertung berück-

sichtigt. Einwohnerspanne von 773 068 Bewohner*innen (Frankfurt am Main) bis 23 162 

Bewohner*innen (Bad Soden). Rücklaufquote Fragebogen eins nach Datenbereinigung 

(100% /kontaktierte N gesamt = 50*gültige N = 35, 70%). Auswertbare Datensätze 

gemäß Item zwei „Gibt es in Ihrer Gemeinde ein kommunales Kriminalpräventions-

gremium? Bitte auswählen/ angeben.“ (Ja N = 31, Nein N = 4).  

Fragebogen zwei. Vorliegende Datensätze gesamt aus Fragebogen zwei (N = 38).  

25 Kommunen (65.8%) beantworteten alle Fragen des Fragebogens zwei zu Gremien-

struktur, Projektarbeit und Kooperation vollständig. 33 Kommunen (94.3%) beantworteten 

nur die Fragen zu Gremienstrukturen und Projektarbeit. 30 Kommunen (79.0%) machten 

Angaben zu Gremienstruktur der Lenkungsgruppe, Geschäftsstelle und Arbeitsgruppe 

eins. Die finale Stichprobe von Fragebogen zwei umfasste nach Einladung durch E-Mail-

Anschreiben und telefonischer Einladung (gültige N = 34, fehlende N = 16). Unter 

Berücksichtigung der genannten Ausschlusskriterien wurden N = 29 Datensätze in der 

Auswertung berücksichtigt. Einwohnerspanne von 773 068 Bewohner*innen (Frankfurt 

am Main) bis 23 162 Bewohner*innen (Bad Soden). Rücklaufquote Fragebogen zwei 

nach Datenbereinigung (100% /gesamte N = 34*gültige N = 29 = 85.3%).   
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Studiendesign  

Aufbau der Befragung 

Zur quantitativen Beschreibung von Existenz und Struktur, Projektplanung und Koope-

ration kommunaler Kriminalpräventionsgremien in hessischen Kommunen wurde in 

Anlehnung an bundesweite Bestandsaufnahmen kommunaler Kriminalpräventions-

gremien (Schreiber, 2007, 2019), an Implementierungsempfehlungen für kommunale 

Kriminalpräventionsgremien (Kober & Kahl, 2012) und an das Kooperationsmodell 

Quartiersbezogener kooperativer Sicherheitsproduktion (Görgen et al., 2021) ein 

zweiteiliger Online-Fragebogen konzipiert. Während des genannten Bearbeitungs-

zeitraums waren beide Teile des Fragebogens, im Folgenden benannt als Fragebogen 

eins und Fragebogen zwei auf https://www.soscisurvey.de/ per jeweiligem Link aufrufbar. 

Die Einladung zur Teilnahme erfolgte sequenziell. Die (Ober)bürgermeister*innen aller 50 

Kommunen wurden zur Teilnahme an Fragebogen eins eingeladen, um Existenz und 

Hauptansprechpersonen Kommunaler Kriminalprävention zu benennen. Bei Existenz 

eines Gremiums wurden die Hauptverantwortlichen der Kommunalen Kriminalprävention, 

bei fehlenden Kontaktdaten nochmals die (Ober)bürgermeister*innen der Städte zur 

Bearbeitung des Fragebogens zwei eingeladen. Vor Beginn der beiden Teilbefragungen 

wurde den Adressaten zum Dank für die Teilnahme der Projektbericht und die Option auf 

weiteren Austausch angeboten und der Hinweis auf anonyme Datenauswertung erfolgte. 

Die Itemreihenfolge beider Fragebögen war für alle Teilnehmenden einheitlich durch den 

jeweiligen Fragebogen definiert. Über alle Items variierten die Antwortoptionen. Auswahl-

antworten erfassten eindeutige Rückmeldungen. Mehrfachauswahlantworten ermög-

lichten die Auswahl mehrerer vordefinierter Optionen. Freie Texteingaben fragten offene 

Antworten ohne Zeichenbegrenzung ab. In der Auswertung erfolgte die inhaltsbezogene, 

nachträglich Clusterung der Mehrfachantworten und freien Texteingaben. Die Antworten 

bzw. Eingaben wurden eindeutig bzw., bei Passung der freien Texteingaben zu mehreren 

Clustern, mehrfach zu allen passenden Clustern zugeordnet. Fragebogen zwei erfasste 
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zuerst Aspekte der Gremienstruktur bezogen auf die Gremieninstanzen Lenkungsgruppe, 

Geschäftsstelle, Arbeitsgruppe. Als Filterfrage angelegt, wurden anhand der Fragen zur 

Existenz der jeweiligen Gremieninstanz Sprungregeln im Fragebogen definiert. Existierte 

die Gremieninstanz nicht, erfolgte automatisiert der Sprung zur nächsten Instanz bzw. zur 

ersten Frage bzgl. der Projektarbeit im Gremium. Ähnlich wurden zwei Filterfragen 

eingesetzt, um die Folgefrage antwortspezifisch zu überspringen (Item „31. Beziehen Sie 

sich im Präventionsgremium auf Datenquellen, um einen Überblick über die Sicherheits-

lage zu bekommen?“ - Nein) oder zu variieren (Item „44. Hat sich aus Ihrer Sicht in der 

Gremienarbeit eine Kultur der ressort- und organisationsübergreifenden Zusammenarbeit 

etabliert?“ - Nein: Ausblenden zweier Detailfragen zur gelingenden Kooperation, um 

Hindernisse zur erfragen; bzw. - Ja: Ausblenden der Detailfrage zu den Hindernissen). 

 

Vorgehen bei der Befragung 

Pretest. Drei von vier angefragten Kolleg*innen aus Wissenschaft und Praxis der 

Kriminalprävention kommentierten auf Anfrage den Entwurf des Fragebogens zwei vor 

Veröffentlichung der Befragung. Statt des geplanten Online-Zugriffs wurde das 

Fragebogendokument als pdf per E-Mail an die Kolleg*innen gesandt. Ziel war es, 

anhand der Rückmeldungen die Konzeption des Fragebogens sowie die Formulierung 

der Items auf Verständnisschwierigkeiten zu prüfen, aber auch Verbesserungs- und 

Ergänzungsvorschläge zu berücksichtigen. Inspiriert durch die Rückmeldungen wurden 

begriffliche Präzisierungen vorgenommen, z.B. wurde die Formulierung „Arbeitsvolumen 

der kommunalen Mitarbeiter*innen" durch „x % einer Vollzeitstelle“ und „alle relevanten 

Akteur*innen“ durch „aus Ihrer Sicht alle relevanten „Akteur*innen“ ersetzt. Auch wurden 

zum Abgleich empfohlener und etablierter Gremienstruktur statt der Abbildung der 

sogenannten Bewährten Organisationsstruktur von Präventionsgremien (DFK, 2024) 

Einzelabfragen der Gremieninstanzen Lenkungsgruppe, Geschäftsstelle und Arbeits-

gruppen eingefügt. Durch die Auseinandersetzung mit Hinweisen der Kolleg*innen wurde 
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der Fragebogenentwurf zur veröffentlichten Version des Fragebogens zwei weiter-

entwickelt. 

Empirisches Vorgehen Fragebogen eins. Im Ergebnisteil ab Seite 33 werden 

Nummer und Formulierung sämtlicher Items des Fragebogens eins, die jeweilige 

Codierung und zugehörigen Auswertungscluster und Befunde tabellarisch dargestellt.  

Um den Abgleich von Text und Item zu erleichtern, wird die Itemnummer z.B. (Item 1)  

im Text genannt. Fragebogen eins erfasste einerseits Aspekte der Existenz kriminal-

präventiver Gremien, andererseits Kontaktdaten der Hauptansprechpartner*innen 

Kommunaler Kriminalprävention, sofern gegeben.  

Zu Beginn von Fragebogen eins wurde der Name der Kommune (Item 1), die Existenz 

eines kommunalen Kriminalpräventionsgremiums oder ähnlichen Gremiums (Item 2) 

sowie die Bezeichnung des kriminalpräventiven Gremiums (Item 3) erfragt. Am Ende der 

Befragung wurden Namen und E-Mail-Adressen der für die Kommunale Kriminalpräven-

tion hauptverantwortlichen Mitarbeitenden (Item 4) erfasst. Die genannten Kontaktdaten 

wurden datenschutzkonform getrennt vom übrigen Datensatz gespeichert.  

Empirisches Vorgehen Fragebogen zwei. Im Ergebnisteil ab Seite 36 werden, 

analog zu Fragebogen eins, Nummer und Formulierung sämtlicher Items des Frage-

bogens zwei, die jeweilige Codierung, zugehörigen Auswertungscluster und Befunde 

tabellarisch dargestellt. Gleich Fragebogen eins soll die Nennung der Itemnummer im 

Text z.B. (Item 1) den Abgleich von Item und Beschreibung erleichtern. Fragebogen zwei 

erfasste strukturelle Charakteristika kriminalpräventiver Gremien, Kennzeichen der 

generellen Konzeption und konkreten Projektarbeit der Kommunalen Kriminalprävention, 

sowie Aspekte der Kooperation im Kriminalpräventionsgremium.  

Zu Beginn des Fragebogens zwei wurde den Fragen zur Gremienstruktur eine kurze 

Erläuterung der im Fragebogen thematisierten Gremieninstanzen Lenkungsgruppe, 

Geschäftsstelle und Arbeitsgruppen als Erklärung und Gliederung vorangestellt. Die 

inhaltlichen Fragen zu Aufbau- und Ablaufstruktur wurden jeweils mit Bezug zu einer der 
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Gremieninstanzen Lenkungsgruppe, Geschäftsstelle und Arbeitsgruppen wiederholt 

abgefragt. Die Eingangsfragen nach der Existenz der Gremieninstanzen (Items 1, 6, 14) 

waren als Filterfragen angelegt, um die Befragung bei Non-Existenz der Instanz durch 

Sprungregeln innerhalb der Strukturfragen zu verkürzen. Über alle Gremieninstanzen 

Lenkungsgruppe, Geschäftsstelle und Arbeitsgruppen hinweg wurde die Existenz (Items 

1, 6, 14), die Dauer des Bestehens (Items 2, 7, 16) und die Aufgaben (Items 4, 8, 20) 

erfasst. Über die Gremieninstanzen Lenkungsgruppe und Arbeitsgruppen hinweg wurden 

zudem die Beteiligten (Items 3, 18) und die Häufigkeit der jeweiligen Treffen (Items 5, 19) 

erhoben. Die Strukturfragen zur Geschäftsstelle wurden erweitert um die organisatorische 

Anbindung der Instanz (z.B. in der kommunalen Verwaltung oder bei einem freien Träger) 

(Item 9), um die Filterfrage nach hauptamtlichen Mitarbeitenden (Item 10) und gegeben-

enfalls deren Arbeitskapazität (Item 11). Auch wurde das Budget der Geschäftsstelle 

(Items 12, 12a) und die Art der Verknüpfung von Lenkungsgruppe und Geschäftsstelle 

(Items 13, 13a) erfragt. Die Strukturfragen zu den Arbeitsgruppen wurden zweifach ab-

gefragt, um Auskunft über die gegebenenfalls wichtigste und die zweitwichtigste Arbeits-

gruppe zu erhalten. Über die allgemeinen Strukturfragen hinaus wurde erfasst, wie die 

Arbeitsgruppen bezeichnet werden (Items 15, 22), ob die sie auf Dauer eingerichtet sind 

(Items 17, 24), und welche Art der Einbindung in die Lenkungsgruppe und die Geschäfts-

stelle (Items 21, 28) besteht. 

Die Fragen zur generellen Konzeption und konkreten Projektarbeit der kommunalen 

Kriminalprävention erfassten, ob alle für die kriminalpräventive Arbeit relevanten Akteur* 

innen (Items 29, 29a) sowie Bürger*innen (Items 30, 30a) im Gremium eingebunden sind. 

Es wurde mittels Filterfrage erhoben, ob der Überblick über die Sicherheitslage auf 

Datenbasis erfolgt (Item 31), und welche Datenquellen (Item 32) gegebenenfalls Beach-

tung finden. Zudem wurde erfragt, welche Zielgruppe (Item 33) im Fokus der Kommu-

nalen Kriminalprävention steht, ob ein gemeinsames Präventionsverständnis (Item 34) 

erarbeitet wurde; ob die Ziele der Präventionsarbeit (Items 35, 35a) definiert wurden und 
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ob ein koordiniertes Gesamtprogramm der kommunalen Kriminalpräventionsarbeit (Item 

36) vorliegt. Auch wurde erfasst, ob externe Unterstützungsangebote (Item 37) z.B. durch 

Bundes-, Landes- oder wissenschaftliche Einrichtungen genutzt werden. Um über die 

Gewährleistung von Qualitätssicherung und -steigerung zu erfahren, wurde nach der 

Umsetzung der Beccaria-Standards (Item 38) gefragt. Die Fragen nach der Anzahl krimi-

nalpräventiver Maßnahmen des Präventionsgremiums pro Jahr (Item 39), nach größten 

Erfolgen (Item 40) samt Gründen für den Erfolg (Item 41) sowie größte Misserfolge (Item 

42) samt Gründen (Item 43) aus Sicht der antwortenden Person schlossen den Fragenteil 

zu Konzeption und Projektarbeit.  

Auch der letzte Abschnitt des Fragebogens zu Aspekten der Kooperation des 

Kriminalpräventionsgremiums wurde durch eine Filterfrage eröffnet. Abhängig von der 

Existenz bzw. Non-Existenz einer Kultur ressort- und institutionsübergreifender Zu-

sammenarbeit im Gremium (Item 44) folgten die Fragen, durch welche Aspekte die 

Zusammenarbeit erreicht worden war (Item 45) und woran die Kooperation zu erkennen 

sei (Item 46). Alternativ wurde nach Aspekten gefragt, die die Kultur der ressort- und 

organisationsübergreifenden Zusammenarbeit verhindern (Item 47).  

 

Operationalisierung 

Fragebogen eins. Fragebogen eins richtete sich an die (Ober)bürgermeister*innen 

der Kommunen, um die Aufmerksamkeit für die Umfrage innerhalb der Kommune zu 

maximieren. Mittels Fragebogen eins sollte zudem der Zeitbedarf für die Bearbeitung der 

Befragung in den Kommunen minimal gehalten werden. Für die Klärung der Existenz 

kriminalpräventiver Gremienstrukturen und Abfrage etwaiger hauptverantwortlicher 

Personen der Kommunalen Kriminalprävention in Fragebogen eins wurden etwa zwei 

Minuten Bearbeitungszeit kalkuliert. Kommunen ohne kriminalpräventive oder ähnliche 

Strukturen beendeten die Befragung nach nur zwei Minuten. Nicht zuletzt zielte Frage-

bogen eins auf die Erfassung der Kontaktdaten kommunaler Hauptverantwortlicher der 
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Kriminalprävention, um für die vertiefende Befragung zu Struktur, Projektarbeit und 

Kooperation des kriminalpräventiven Gremiums in Fragebogen zwei Sachkundige zu 

identifizieren und fundierte Aussagen zu erhalten. 

Fragebogen zwei. Die Konzeption insbesondere des Fragebogens zwei und die 

Formulierung der Fragebogenitems wurde an der Bestandsaufnahme kriminalpräventiver 

Strukturen von Schreiber (2019), der durch das Deutsche Forum Kriminalprävention 

(DFK) bzw. dem Informationsportal Kommunale Prävention Deutschland (KomPräv) 

veröffentlichten Abbildung Bewährte Organisationsstruktur von Präventionsgremien 

(DFK, 2024) und den Impulsen für das Kommunale Präventionsmanagement (Kober & 

Kahl, 2012) sowie dem Modell Quartiersbezogener kooperativer Sicherheitsproduktion 

(QKSP) (Görgen et al., 2021) orientiert.  

Fragebogen zwei wurde als zentrales Element der Befragung konzipiert. Ziel von 

Fragebogen zwei war es, für die 50 einwohnerstärksten Kommunen Hessens eine 

aktuelle Bestandsaufnahme zu bestehenden Gremienstrukturen und zu Konzeption und 

Durchführung der Projektarbeit ähnlich Schreiber (2007, 2019) zu erstellen. Den Emp-

fehlungen zur Weiterentwicklung der Kooperation und Kooperationsfähigkeit kriminal-

präventiver Gremien folgend (Kober & Kahl, 2012; Görgen et al., 2021), wurde auch der 

Status der Kooperation bestehender Gremien erfasst. Im Abgleich mit aktuellen Kon-

zepten der kommunalen Kriminalprävention und den aus Fragebogen zwei erhaltenen 

Daten zielte die Studie darauf ab, Entwicklungspotentiale und best practices an die 

teilnehmenden Kommunen rückzumelden.  

Mit den Fragen nach den für die Aufbaustruktur von Präventionsgremien bewährten 

mehrgliedrigen Organisationsstrukturen, bestehend aus den Gremieninstanzen 

Lenkungsgruppe, Geschäftsstelle und Arbeitsgruppen (Schreiber, 2019; Kober & Kahl, 

2012; Görgen et al., 2021) wurde der Abgleich zwischen Empfehlungen und Bestand der 

Gremienstrukturen in den befragten Kommunen ermöglicht. Die Fragen der Gremien-

struktur umfassten sowohl aufbau- als auch ablauforganisatorische Aspekte (Schreiber, 
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2019; Kober & Kahl, 2012; Görgen et al., 2021). Die Fragen zu Konzeption und 

Umsetzung konkreter kriminalpräventiver Projektarbeit zielten darauf ab, das Ausmaß 

des Professionalisierungsgrades (Schreiber, 2019) der teilnehmenden Kommunen zu 

erfassen. Genauer ging es darum sichtbar zu machen, ob für die Kommunale Kriminal-

prävention relevante, teils konstituierende strukturell und strategisch Merkmale (Kober & 

Kahl, 2021; Schreiber, 2019; Görgen et al., 2021) in kommunalen Gremien umgesetzt 

werden. Schließlich folgten die Fragen zur Kooperation dem Hinweis auf die hohe 

Relevanz gelingender Kooperation in kriminalpräventiven Gremien (Görgen et al., 2021) 

bzw. dem Hinweis auf Entwicklungspotential der Kooperationsbereitschaft und -fähigkeit 

in kriminalpräventiven Gremien (Kober & Kahl, 2012). Die Fragen erfassten Existenz und 

Kennzeichen gelingender Kooperation in den kommunalen Kriminalpräventionsgremien, 

wie auch Gründe für deren Scheitern aus Sicht der Befragten. 

 

Statistisches Vorgehen  

Die statistische Analyse erfolgte mit IBM SPSS Statistics 29.0.1.0 (Windows 10) und 

Microsoft Excel Version 2404 (Windows 10). Nach Exploration der Daten wurden einige 

Fälle, wie unter Ausschlusskriterien beschrieben, ausgeschlossen. Sämtliche Daten 

wurden deskriptiv ausgewertet. Die statistische Analyse zielte darauf ab, anhand 

univariater und ausgewählter bivariater Häufigkeiten der Variablen eine quantitative 

Beschreibung der bestehenden Gremienstrukturen, der Kennzeichen der Projektarbeit 

und Kooperation in den kommunalen Kriminalpräventionsgremien vorzunehmen.  
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Ergebnisse 

Statistische Analysen  

Ergebnisse Fragebogen eins  

Tabelle 1: Gremienexistenz, N = 35 (100.0%) 

  

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Auswertungscluster 

n  %  

1. Wie lautet der Name 
Ihrer Gemeinde? 
Bitte eintragen. 

Freie 
Texteingabe 

- je 1 2.9 

-10 (Nicht angegeben) - - 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 

2. Gibt es in Ihrer 
Gemeinde ein 
kommunales Kriminal-
präventionsgremium? 
Bitte auswählen/ angeben. 

Auswahl-
antwort 

0 (Nein) 4 11.4 

2 (Nein, aber etwas  
ähnliches, nämlich…) 

7 20.0 

1 (Ja) 24 68.6 

-10 (Nicht angegeben) - - 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 

2a. Gibt es in Ihrer 
Gemeinde ein 
kommunales Kriminal-
präventionsgremium? 
Bitte auswählen/ angeben.  
- Nein, aber etwas 
ähnliches, nämlich… 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Präventionsrat 3 8.6 

KOMPASS 2 5.7 

Gremium nicht aktiv 2 5.7 

Teilnahme 
Kreispräventionsrat 

1 2.9 

-10 (Nicht angegeben) - - 

-1000 (Option nicht gewählt) 28 80.0 
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Anmerkung: Spalte 1: Itemnummer & -formulierung; Spalte 2: Erläuterung der Antwort-

optionen & v.a. Hinweis zur Zuordnung der Antworten zu nachträglich erstellten Clustern 

(Zuordnung: a. eindeutig, b. mehrfach, falls die freien Texteingaben zu mehreren 

Clustern passten); Spalte 3: Codierung ((-10) Nicht angegeben zeigt fehlende Werte;  

(-1000) Option nicht gewählt zeigt an, dass bereits die vorgeschaltete Frage verneint 

wurde); Auswertungscluster (nachträgliche Clusterung der freien Texteingaben bzw. 

Mehrfachantworten in der Auswertung); Spalte 4 & 5: absolute und relative Häufigkeiten. 

 

In der folgenden Ergebniserläuterung zu Fragebogen eins werden ausgehend von der 

vollständigen tabellarischen Darstellung zu Gremienexistenz (vgl. Tabelle 1) ausgewählte 

Ergebnisse erläutert. Die verbalen Ausführungen können anhand der im Text genannten 

Itemnummer mit der Tabelle abgeglichen werden. In der Auswertung des Fragebogens 

eins wurden insgesamt 35 Kommunen berücksichtigt. Über alle Befunde des Frage-

bogens eins gilt daher N = 35 (100.0%).  

In Item 2 geben alle teilnehmenden Kommunen per Auswahlantwort Auskunft über die 

Existenz eines kriminalpräventiven oder ähnlichen Gremiums. 31 Kommunen (88.6%) 

berichten, ein kriminalpräventives oder vergleichbares Gremium etabliert zu haben.  

Fortsetzung Tabelle 1: Gremienexistenz 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Auswertungscluster 

n  %  

3. Wie lautet die 
Bezeichnung Ihres 
Gremiums? 
Bitte eintragen. 
 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 
 

Präventionsrat 16 45.7 

KOMPASS 4 11.4 

Arbeitsgruppe  4 11.4 

Sonstiges 4 11.4 

Lenkungsgruppe 1 2.9 

Nicht aktiv 1 2.9 

-10 (Nicht angegeben) 4 11.4 

-1000 (Option nicht gewählt) 4 11.4 

4. Bitte nennen Sie uns 
Namen und E-Mail 
Adresse dieser 
Mitarbeiterin bzw. dieses 
Mitarbeiters. 
Bitte eintragen. 

Freie 
Texteingabe, 
Separate 
Sicherung 

- - - 
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4 Kommunen (11.4%) geben an, es existiere kein Gremium. 24 (68.6%) der Kommunen 

mit Gremium bestätigen, ein kommunales Kriminalpräventionsgremium eingerichtet zu 

haben; 7 Kommunen mit Gremium (20.0%) sagen aus, dass ein dem Kriminalpräven-

tionsgremium ähnliches Gremium besteht. Nach Exploration und Clusterung der 7 freien 

Texteingaben über alternative Gremienformen (Item 2a) zeigt sich, dass 3 Kommunen 

(8.6%) die freie Texteingabe statt der Auswahloption in Item 2 nutzen, um ein kriminal-

präventives Gremium in bewährter Form eines Kommunalen Präventionsrates anzu-

geben. Mutmaßlich wird damit die von Kober & Kahl (2012) empfohlene, mehrgliedrige 

Gremienstruktur (siehe Abschnitt Orientierende Leitlinien) benannt. 2 Kommunen (5.7%) 

verweisen auf die Teilnahme am Landesprogramm KOMPASS, davon ist das Gremium 

einer Kommune (2.9%) zum Zeitpunkt der Befragung inaktiv. 1 Kommune (2.9%) gibt an, 

Teil des Kreispräventionsrates zu sein.  

Gefragt nach der Bezeichnung des Gremiums (Item 3), nennen 27 (77.1%) der 31 

Kommunen mit Gremium die Gremienbezeichnung. Nach Clusterung der 27 freien Text-

eingaben zeigt sich, dass 16 Kommunen (45.7%) die Gremienbezeichnung Präventions-

rat nutzen, 4 Kommunen (11.4%) geben an, sich dem hessischen Landespräventions-

programm KOMPASS angeschlossen zu haben, ebenfalls 4 Kommunen (11.4%) 

berichten, eine Arbeitsgruppe etabliert zu haben, davon nehmen 2 Kommunen (5.7%) am 

KOMPASS-Programm teil. Weitere 4 Kommunen (11.4%) nutzen einen Namen, der nicht 

auf die Organisationsform schließen lässt, genannt wird Einsicht ... gegen Gewalt, 

Gremium für Sicherheit, ohne Namen, Name der Stadt, in der Tabelle als Sonstiges 

bezeichnet. 1 Kommune (2.9%) hat eine Lenkungsgruppe etabliert. Insbesondere die 

Exploration der Angaben zu alternativen Gremienformen legt nahe, dass die 

verwendeten Benennungen der Gremienstrukturen definitorisch eher vage gefasst sind. 
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Ergebnisse Fragebogen zwei  

Tabelle 2: Gremienstruktur: Lenkungsgruppe, N = 29 (100.0%) 

  

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

1. Gibt es in Ihrer 
Gemeinde eine 
Lenkungsgruppe zur 
Kriminalprävention? 

Auswahl-
antwort 

0 (Nein)  6 20.7 

1 (Ja) 23 79.3 

-10 (Nicht angegeben) - - 

2. Seit wann gibt es  
die Lenkungsgruppe? 
Seit ungefähr… 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Eindeutige 
Zuordnung) 

> 10 Jahre 12 41.4 

 10 Jahre 1 3.4 

 5 Jahre 4 13.8 

-10 (Nicht angegeben) 6 20.7 

-1000 (Option nicht gewählt) 6 20.7 

3. Wer ist in der 
Lenkungsgruppe beteiligt? 
Bitte wählen Sie aus und 
benennen Sie gegebenen-
falls weitere Mitglieder der 
Lenkungsgruppe. 
Mehrfachankreuzungen 
sind möglich. 

 
Mehrfach-
antwort 

Polizei 21 72.4 

Städtische Fachbereiche 21 72.4 

Magistratsmitglieder 18 61.1 

Schulamt, Schulen 12 41.4 

Sonstige Akteur*innen1 12 41.4 

Mitglieder Stadtverordneten-
versammlung 

11 37.9 

Justiz 10 34.5 

Freie Träger 9 31.0 

Bürger*innen 7 24.1 

-10 (Nicht angegeben) 1 3.4 

-1000 (Option nicht gewählt) 6 20.7 

Anmerkungen:  1städtischer Betriebe (Entsorgung, Wohnungsbau, Verkehrsbetriebe, 
Quartiersmanagement, FFW), Beiräte, Vereine und Kirchen, Landesinstanzen (hess-
ischer Verfassungsschutz, KOMPASS-Beauftragte), Ordnungsamt, Sonstige abhängig 
Thema, Vertreter von AGs, Wissenschaft und Schule 
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Fortsetzung Tabelle 2: Gremienstruktur: Lenkungsgruppe 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

3a. Wer ist in der 
Lenkungsgruppe beteiligt? 
- Magistratsmitglieder 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung, 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

(Ober)bürgermeister*in und 
Stadträte*innen 

6 20.7 

Dezernent*innen 3 10.3 

1 Person/Partei 2 6.9 

Bürgermeister*in 1 3.4 

Stadträt*innen 1 3.4 

Haupt- & Ehrenamtliche 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 5 17.2 

-1000 (Option nicht gewählt) 10 34.5 

3b. Wer ist in der 
Lenkungsgruppe beteiligt? 
- Sonstige 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung, 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Städtische Betriebe 4 13.8 

Vereine 3 10.3 

Kirchen 3 10.3 

Beiräte 2 6.9 

Landesinstanzen 2 6.9 

Abh. Thema 2 6.9 

Ordnungsamt 1 3.4 

Arbeitsgruppe 1 3.4 

Wissenschaft 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 1 3.4 

-1000 (Option nicht gewählt) 16 55.2 
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Fortsetzung Tabelle 2: Gremienstruktur: Lenkungsgruppe 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

4. Welche der folgenden 
Begriffe beschreiben die 
Aufgaben der Lenkungs-
gruppe am besten? 
Bitte wählen Sie aus und 
benennen Sie ggf. weitere 
Aufgaben der Lenkungs-
gruppe. Mehrfach-
ankreuzungen sind 
möglich. 

Mehrfach-
antwort 

Analyse, Überblick 19 65.5 

Handlungsfelder, Planung 18 62.1 

Information, Erfahrung 18 62.1 

Vernetzung  15 51.7 

Konzeption, Durchführung 
Projekte 

11 37.9 

Öffentlichkeitsarbeit 9 31.0 

Ressourcen  8 27.6 

Projektkoordination 7 24.1 

Infrastruktur 2 6.9 

Evaluationskriterien 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 2 6.9 

-1000 (Option nicht gewählt) 6 20.7 

4a. Welche der folgenden 
Begriffe beschreiben die 
Aufgaben der Lenkungs-
gruppe am besten? 
- Durchführung Projekte 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Stadtplanung, Angstraum 4 13.8 

Bürgerbefragung 1 3.4 

Projekte an spez. 
Zielgruppe (KJ) 

1 3.4 

Öffentlichkeitsarbeit 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 2 6.9 

-1000 (Option nicht gewählt) 23 79.3 

4b. Welche der folgenden 
Begriffe beschreiben die 
Aufgaben der Lenkungs-
gruppe am besten? 
- Sonstige Aufgaben 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Eindeutige 
Zuordnung) 

Präventionsberater*in  
als Ansprechpartner*in  
für Bürger*innen 

1 3.4 

Zusammenarbeit mit Polizei 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 2 6.9 

-1000 (Option nicht gewählt) 25 86.2 
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Anmerkung: Spalte 1: Itemnummer & -formulierung; Spalte 2: Erläuterung der Antwort-

optionen & v.a. Hinweis zur Zuordnung der Antworten zu nachträglich erstellten Clustern 

(Zuordnung: a. eindeutig, b. mehrfach, falls die freien Texteingaben zu mehreren 

Clustern passten); Spalte 3: Codierung ((-10) Nicht angegeben zeigt fehlende Werte;  

(-1000) Option nicht gewählt zeigt an, dass bereits die vorgeschaltete Frage verneint 

wurde); Auswertungscluster (nachträgliche Clusterung der freien Texteingaben bzw. 

Mehrfachantworten in der Auswertung); Spalte 4 & 5: absolute und relative Häufigkeiten. 

 

Tabelle 3: Gremienstruktur: Geschäftsstelle, N = 29 (100.0%) 

  

Fortsetzung Tabelle 2: Gremienstruktur: Lenkungsgruppe 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

5. Wie häufig finden die 
Treffen der Lenkungs-
gruppe statt? 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Eindeutige 
Zuordnung) 

1-2x jährlich 12 41.4 

3-4x jährlich 8 27.6 

5-6x jährlich 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 2 6.9 

-1000 (Option nicht gewählt) 6 20.7 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

6. Gibt es eine 
Geschäftsstelle? 

Auswahl-
antwort 

0 (Nein)  14 48.3 

1 (Ja) 15 51.7 

-10 (Nicht angegeben) - - 

7. Seit wann gibt  
es die Geschäftsstelle? 
Seit ungefähr… 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Eindeutige 
Zuordnung) 

> 10 Jahre 7 24.1 

 10 Jahre 1 3.4 

 5 Jahre 4 13.8 

-10 (Nicht angegeben) 3 10.3 

-1000 (Option nicht gewählt) 14 48.3 
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Fortsetzung Tabelle 3: Gremienstruktur: Geschäftsstelle 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

8. Welche der folgenden 
Begriffe beschreiben die 
Aufgaben der Geschäfts-
stelle am besten? 
Bitte wählen Sie aus und 
benennen Sie gegebenen-
falls weitere Mitglieder der 
Lenkungsgruppe. 
Mehrfachankreuzungen 
sind möglich. 

 
Mehrfach-
auswahl 

Projektkoordination 13 44.8 

Information, Erfahrung 13 44.8 

Vernetzung  13 44.8 

Öffentlichkeitsarbeit 12 41.4 

Konzeption, Durchführung 
Projekte 

11 37.9 

Handlungsfelder, Planung 11 37.9 

Analyse, Überblick 9 31.0 

Ressourcen 9 31.0 

Infrastruktur 7 24.1 

Evaluationskriterien 5 17.2 

-10 (Nicht angegeben) 1 3.4 

-1000 (Option nicht gewählt) 14 48.3 

8a. Welche der folgenden 
Begriffe beschreiben die 
Aufgaben der Geschäfts-
stelle am besten? 
- Durchführung Projekte 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Projektdurchführung 4 13.8 

Informationsveranstaltung 3 10.3 

Sitzungen 1 3.4 

Begehung 1 3.4 

Leitung Arbeitsgruppe 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 1 3.4 

-1000 (Option nicht gewählt) 22 75.9 

8b. Welche der folgenden 
Begriffe beschreiben die 
Aufgaben der Geschäfts-
stelle am besten? 
- Sonstige Aufgaben 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Eindeutige 
Zuordnung) 

Assistenzaufgaben 
Sitzungen 

1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 1 3.4 

-1000 (Option nicht gewählt) 27 93.1 
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Fortsetzung Tabelle 3: Gremienstruktur: Geschäftsstelle 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

9.  Wo ist die Geschäfts-
stelle angebunden?  
(z.B. in der kommunalen 
Verwaltung, bei einem 
freien Träger) 
Bitte nennen.  

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Eindeutige 
Zuordnung) 

Kommunale Verwaltung 8 27.6 

Ordnungsamt 5 17.2 

Fachbereich Sicherheit 
Ordnung 

1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 1 3,4 

-1000 (Option nicht gewählt) 14 48.3 

10. Gibt es Mitarbeiter* 
innen, die für die Arbeit  
in der Geschäftsstelle 
hauptamtlich 
verantwortlich sind? 
Bitte auswählen.  

Auswahl-
antwort 

0 (Nein)  1 3.4 

1 (Ja) 13 44.8 

-10 (Nicht angegeben) 1 3.4 

-1000 (Option nicht gewählt) 14 48.3 

11. Wie hoch ist  
die gesamte verfügbare 
Arbeitskapazität der 
Mitarbeiter*innen in der 
Geschäftsstelle? 
Bitte nennen Sie die 
Anzahl der Mitarbeiter* 
innen und deren 
Stellenanteil  
(z.B. 1 Person, 100% oder 
2 Personen je 50%). 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Eindeutige 
Zuordnung) 

 50% Vollzeitstelle 4 13.8 

 100% Vollzeitstelle 5 17.2 

 150% Vollzeitstelle 1 3.4 

> 200% Vollzeitstelle 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 4 13.8 

-1000 (Option nicht gewählt) 14 48.3 

12. Gibt es ein festes 
Budget für die Arbeit der 
Geschäftsstelle? 
Bitte auswählen. 

Auswahl-
antwort 

0 (Nein)  5 17.9 

1 (Ja, ein Budget in Höhe 
von …) 

9 31.0 

-10 (Nicht angegeben) 1 3.4 

-1000 (Option nicht gewählt) 14 48.3 
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Anmerkung: Spalte 1: Itemnummer & -formulierung; Spalte 2: Erläuterung der Antwort-

optionen & v.a. Hinweis zur Zuordnung der Antworten zu nachträglich erstellten Clustern 

(Zuordnung: a. eindeutig, b. mehrfach, falls die freien Texteingaben zu mehreren 

Clustern passten); Spalte 3: Codierung ((-10) Nicht angegeben zeigt fehlende Werte;  

(-1000) Option nicht gewählt zeigt an, dass bereits die vorgeschaltete Frage verneint 

wurde); Auswertungscluster (nachträgliche Clusterung der freien Texteingaben bzw. 

Mehrfachantworten in der Auswertung); Spalte 4 & 5: absolute und relative Häufigkeiten. 

 

Fortsetzung Tabelle 3: Gremienstruktur: Geschäftsstelle 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

12a. Gibt es ein festes 
Budget für die Arbeit  
der Geschäftsstelle? 
Bitte auswählen. 
- Ja, ein Budget in Höhe 
von… 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Eindeutige 
Zuordnung) 

 10.000 €  3 10.3 

 20.000 € 2 6.9 

 30.000 € 1 3.4 

> 30.000 € 1 3.6 

-10 (Nicht angegeben) 3 10.3 

-1000 (Option nicht gewählt) 19 65.5 

13. Wie sind Lenkungs-
gruppe und Geschäfts-
stelle miteinander 
verknüpft? 
Bitte wählen Sie aus und 
benennen Sie ggf. weitere 
Verknüpfungsformen. 
Mehrfachankreuzungen 
sind möglich. 

Mehrfach-
antwort 

Die Geschäftsstelle erstellt 
Berichte und macht 
Vorschläge für die 
Lenkungsgruppe. 

10 34.5 

Die Lenkungsgruppe macht 
Vorschläge, die 
Geschäftsstelle führt aus. 

6 20.7 

Sonstige Verknüpfungsform, 
nämlich... 

2 6.9 

-10 (Nicht angegeben) 1 3.4 

-1000 (Option nicht gewählt) 14 48.3 

13a. Wie sind Lenkungs-
gruppe und Geschäfts-
stelle miteinander 
verknüpft? 
Bitte wählen Sie aus und 
benennen Sie ggf. weitere 
Verknüpfungsformen. 
Mehrfachankreuzungen 
sind möglich. 
- Sonstiges, nämlich… 

Freie 
Textantworten 

Geschäftsstelle führt alles 
durch, präsentiert 
Lenkungsgruppe 
Ergebnisse 

1 3.4 

Koordination und 
gemeinsame Projekte sowie 
autake Arbeit 

1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 1 3.4 

-1000 (Option nicht gewählt) 26 89.7 
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Tabelle 4: Gremienstruktur: Arbeitsgruppe, N = 29 (100.0%) 

  

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

14. Gibt es ressort-
übergreifende, 
themenspezifische 
Arbeitsgruppen? 

Auswahl-
antwort 

0 (Nein)  9 31.0 

1 (Ja) 20 69.0 

-10 (Nicht angegeben) - - 

15. Wie heißt die 
wichtigste Arbeitsgruppe? 
Bitte nennen. 

Freie 
Texteingabe, 
nicht 
ausgewertet 

- - - 

16. Seit wann gibt es 
diese Arbeitsgruppe? 
Seit ungefähr… 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Eindeutige 
Zuordnung) 

> 10 Jahre 5 17.2 

 10 Jahre 1 3.4 

 5 Jahre 9 31.0 

-10 (Nicht angegeben) 5 17.2 

-1000 (Option nicht gewählt) 9 31.0 

17. Ist die wichtigste 
Arbeitsgruppe auf Dauer 
eingerichtet? 

Auswahl-
antwort 

0 (Nein)  5 17.2 

1 (Ja) 13 44.8 

-10 (Nicht angegeben) 2 6.9 

-1000 (Option nicht gewählt) 9 31.0 
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Fortsetzung Tabelle 4: Gremienstruktur: Arbeitsgruppe 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

18. Wer sind die 
Hauptakteure in der 
wichtigsten Arbeits-
gruppe? 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Kommunalverwaltung 16 55.2 

Sicherheitsbehörden  12 41.4 

Jugendförderung 5 17.2 

Zivilgesellschaftliche 
Akteur*innen 

4 13.8 

Präventionsgremium  4 13.8 

Städtische Betriebe  2 6.9 

Schulen 1 3.4 

Medizinische Institutionen 1 3.4 

Je Schwerpunkt 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 2 6.9 

-1000 (Option nicht gewählt) 9 31.0 

19. Wie häufig finden die 
Treffen der wichtigsten 
Arbeitsgruppe statt? 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Eindeutige 
Zuordnung) 

1-2x jährlich 5 17.2 

3-4x jährlich 6 20.7 

5-6x jährlich 2 6.9 

< 6x jährlich 2 6.9 

Nach Bedarf 2 6.9 

Unklar 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 2 6.9 

-1000 (Option nicht gewählt) 9 31.0 
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Fortsetzung Tabelle 4: Gremienstruktur: Arbeitsgruppe 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

20. Welche der folgenden 
Begriffe beschreiben die 
Aufgaben der wichtigsten 
Arbeitsgruppe am besten? 
Bitte wählen Sie aus und 
benennen Sie ggf. weitere 
Aufgaben der Lenkungs-
gruppe. Mehrfach-
ankreuzungen sind 
möglich. 

Mehrfach-
antwort 

Analyse, Überblick 16 55.2 

Handlungsfelder, Planung 15 51.7 

Information, Erfahrung 15 51.7 

Vernetzung  13 44.8 

Konzeption, Durchführung 
Projekte  

13 44.8 

Ressourcen 10 34.5 

Öffentlichkeitsarbeit 8 27.6 

Projektkoordination 7 24.1 

Infrastruktur 3 10.3 

Evaluationskriterien 3 10.3 

-10 (Nicht angegeben) 2 6.9 

-1000 (Option nicht gewählt) 9 31.0 

20a. Welche der 
folgenden Begriffe 
beschreiben die Aufgaben 
der wichtigsten Arbeits-
gruppe am besten? 
- Durchführung Projekte 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Kontrollen, Präsenz 3 10.3 

Information 2 6.9 

Projekte 2 6.9 

Vernetzung 1 3.4 

Umfragen 1 3.4 

Verschiedenes 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 4 13.8 

-1000 (Option nicht gewählt) 16 55.2 
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Fortsetzung Tabelle 4: Gremienstruktur: Arbeitsgruppe 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

20b. Welche der 
folgenden Begriffe 
beschreiben die Aufgaben 
der wichtigsten Arbeits-
gruppe am besten? 
- Sonstige Aufgaben 

Freie 
Texteingabe 

Ggf. Vorschlag für 
Lösungsansätze für 
Präventionsmaßnahmen 

1 3.4 

Szene beobachten 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 2 6.9 

-1000 (Option nicht gewählt) 25 86.2 

21. Ist die wichtigste 
Arbeitsgruppe in die 
Aktivitäten der Lenkungs-
gruppe und der Geschäfts-
stelle eingebunden? 

Mehrfach-
antwort  

0 (Nein) 5 17.2 

2 (Ja, und zwar … 
in die Aktivitäten der 
Lenkungsgruppe. Bitte 
beschreiben Sie die Art der 
Einbindung.) 

7 24.1 

3 (Ja, und zwar … 
in die Aktivitäten der 
Geschäftsstelle. Bitte 
beschreiben Sie die Art der 
Einbindung.) 

5 17.2 

-10 (Nicht angegeben) 3 10.3 

-1000 (Option nicht gewählt) 9 31.0 

21a. Ist die wichtigste 
Arbeitsgruppe in die 
Aktivitäten der Lenkungs-
gruppe und der Geschäfts-
stelle eingebunden? 
- An die Lenkungsgruppe 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Bericht an die 
Lenkungsgruppe 

3 10.3 

Lenkungsgruppe nimmt an 
Arbeitsgruppensitzung teil 

1 3.4 

Lenkungsgruppe ist Teil der 
Arbeitsgruppenleitung 

1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 13 44.8 

-1000 (Option nicht gewählt) 9 31.0 
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Anmerkung: Spalte 1: Itemnummer & -formulierung; Spalte 2: Erläuterung der Antwort-

optionen & v.a. Hinweis zur Zuordnung der Antworten zu nachträglich erstellten Clustern 

(Zuordnung: a. eindeutig, b. mehrfach, falls die freien Texteingaben zu mehreren 

Clustern passten); Spalte 3: Codierung ((-10) Nicht angegeben zeigt fehlende Werte;  

(-1000) Option nicht gewählt zeigt an, dass bereits die vorgeschaltete Frage verneint 

wurde); Auswertungscluster (nachträgliche Clusterung der freien Texteingaben bzw. 

Mehrfachantworten in der Auswertung); Spalte 4 & 5: absolute und relative Häufigkeiten. 

 

In der Auswertung des Fragebogens zwei wurden durchgehend insgesamt 29 

Kommunen berücksichtigt. Über alle Befunde des Fragebogens zwei, Gremienstrukturen 

gilt daher N = 29 (100.0%). Bei der Frage nach Arbeitsgruppen (vgl. Tabelle 4) gab es die 

Möglichkeit, mehrere Arbeitsgruppen zu benennen. Aufgrund zunehmend fehlender 

Antworten beschränken sich Auswertung und Ergebnisbericht bzgl. der Arbeitsgruppen 

auf die erste von zwei erfragten Arbeitsgruppen. 

In der folgenden Ergebniserläuterung zu Fragebogen zwei, Gremienstrukturen werden 

ausgehend von den tabellarischen Darstellungen zu Lenkungsgruppe (vgl. Tabelle 2), 

Geschäftsstelle (vgl. Tabelle 3) und Arbeitsgruppe (vgl. Tabelle 4) ausgewählte 

Ergebnisse erläutert. Wie zuvor sind die verbalen Ausführungen anhand der genannten 

Itemnummer mit den Tabellen abzugleichen. Um Analogien zwischen den Gremien-

instanzen Lenkungsgruppe, Geschäftsstelle und Arbeitsgruppen erkennbar zu machen, 

werden Befunde zu Existenz, Bestehen sowie Aufgaben, Beteiligten und Häufigkeit der 

Fortsetzung Tabelle 4: Gremienstruktur: Arbeitsgruppe 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

21b. Ist die wichtigste 
Arbeitsgruppe in die 
Aktivitäten der Lenkungs-
gruppe und der Geschäfts-
stelle eingebunden? 
- An die Geschäftsstelle 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Geschäftsstelle hat Vorsitz 
der Arbeitsgruppe 

2 6.9 

Geschäftsstelle nimmt an 
Arbeitsgruppensitzung teil 

2 6.9 

Arbeitsgruppe und 
Geschäftsstelle wirken an 
Projekten mit 

2 6.9 

Regelmäßiger Austausch 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 17 58.6 

-1000 (Option nicht gewählt) 9 31.0 
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Treffen sowie Geschäftsstellen-Budget und Geschäftsstellen-Arbeitskapazität 

hauptamtlicher Mitarbeiter*innen über die Gremieninstanzen gebündelt dargestellt.  

Per Auswahlantwort befragt zu Existenz der Gremieninstanzen Lenkungsgruppe, 

Geschäftsstelle und Arbeitsgruppe (Items 1, 6, 14 Fragebogen zwei) geben 23 (79.3%)  

der in Fragebogen zwei berücksichtigen Kommunen an, eine Lenkungsgruppe etabliert 

zu haben. 15 Kommunen (51.7%) geben an, eine Geschäftsstelle etabliert zu haben.  

20 Kommunen (69.0%) geben an ressortübergreifende, themenspezifische Arbeits-

gruppen eingerichtet zu haben.  

Die Rückmeldungen zum Bestehen der Gremieninstanzen (Items 2, 7, 16) in Form 

freier Texteingaben lauten wie folgt. Eingeordnet in die Cluster „seit bis zu 5 Jahren“;  

„seit bis zu 10 Jahren“; „seit über 10 Jahren“ berichten 12 Kommunen (41.4%) seit über 

10 Jahren eine Lenkungsgruppe eingerichtet zu haben. 1 Kommune (3.4%) gibt an, seit 

bis zu 10 Jahren eine Lenkungsgruppe zu nutzen. 4 Kommunen (13.8%) geben an, seit 

bis zu 5 Jahren eine Lenkungsgruppe etabliert zu haben. Befragt zu den Geschäftsstellen 

geben 7 Kommunen (24.1%) an, seit über 10 Jahren eine Geschäftsstelle zu unterhalten. 

1 Kommune (3.4%) gibt an, dass seit bis zu 10 Jahren eine Geschäftsstelle besteht.  

4 Kommunen (13.8%) berichten, seit bis zu 5 Jahren eine Geschäftsstelle eingerichtet zu 

haben. Zur wichtigsten Arbeitsgruppe geben 5 Kommunen (17.2%) an, die wichtigste 

Arbeitsgruppe bestehe seit über 10 Jahren. 1 Kommune (3.4%) berichtet, die wichtigste 

Arbeitsgruppe existiert seit bis zu 10 Jahren. 9 Kommunen (31.0%) antworten, die 

wichtigste Arbeitsgruppe bestehe seit bis zu 5 Jahren. Während das Gros der Lenkungs-

gruppe und Geschäftsstellen seit über 10 Jahren besteht, wurde die Mehrheit der Arbeits-

gruppen innerhalb der letzten 5 Jahre gegründet. 

Per Auswahlantwort zur Kontinuität der Einrichtung der wichtigsten Arbeitsgruppe 

(Item 17) befragt, geben 13 Kommunen (44.8%) an, dass die wichtigste Arbeitsgruppe 

auf Dauer eingerichtet ist, 5 Kommunen (17.2%) berichten, die wichtigste Arbeitsgruppe 

sei nicht auf Dauer angelegt. 
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Die Rückmeldungen zu den Aufgaben der Instanzen anhand von Mehrfachantworten 

(Items 4, 8, 20) lassen sich in die Cluster „Analyse, Überblick“ (Situationsanalyse & Über-

blick über die Sicherheitslage); „Handlungsfelder, Planung“ (Definition Handlungsfelder  

& Präventionszielen, globale Planung Präventionsarbeit); „Konzeption, Durchführung 

Projekte“; „Projektkoordination“ (Planung, Monitoring, Steuerung von Projekten); 

„Evaluationskriterien“ (Definition von Evaluationskriterien); „Ressourcen“ (Bereitstellung 

personeller & finanzieller Ressourcen); „Information, Erfahrung“ (Bereitstellen von Infor-

mation & Austausch sicherheitsrelevanten Erfahrungs- und Fachwissen); „Infrastruktur“ 

(Bereitstellen Infrastruktur); „Vernetzung“ (Herstellen von Vernetzung versch. Akteur* 

innen); „Öffentlichkeitsarbeit“ einordnen. Für die Lenkungsgruppen werden folgende, 

mutmaßlich übergeordnete Aufgaben benannt. Die Lenkungsgruppe übernimmt in  

19 Kommunen (65.5%) die Aufgaben Analyse, Überblick; 18 Kommunen (62.1%) nennen 

die Aufgaben Definition von Handlungsfeldern und globale Planung sowie Bereitstellen 

von Information und Erfahrungswissen und in 15 Kommunen (51.7%) geben die Aufgabe 

Vernetzung an. Konzeption und Durchführung von Projekten spielt eine untergeordnete 

Rolle, nur 11 Kommunen (37.9%) benennen diese Aufgabe auf Ebene der Lenkungs-

gruppe. Es fällt auf, dass nur 1 Kommune (3.4%) angibt, die Definition von Evaluations-

kriterien durch die Lenkungsgruppe zu realisieren. Gemäß den Antworten übernehmen 

Geschäftsstellen vielfach koordinatorische Aufgaben. In je 13 Kommunen (44.8%) 

werden die Aufgaben Projektkoordination; Bereitstellung von Information und Erfahrungs-

wissen und Vernetzung benannt. In 12 Kommunen (41.4%) ist die Geschäftsstelle mit 

Öffentlichkeitsarbeit betraut. Die Geschäftsstellen in 11 Kommunen (37.9%) übernehmen 

die Definition der Handlungsfelder und globalen Planung bzw. der Konzeption und 

Durchführung von Projekten. 5 Kommunen (17.2%) führen Geschäftsstellen die Definition 

der Evaluationskriterien durch. Auch auf Ebene der Arbeitsgruppen werden, mutmaßlich 

themenbezogen, planerische Aufgaben benannt. 16 Kommune (57.1%) nennen die 

Aufgaben Analyse und Überblick, je 15 Kommunen (51.7%) geben Definition der 
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Handlungsfelder und Planung, bzw. Bereitstellung von Information und Erfahrungswissen 

an. Je 13 Kommunen (44.8%) geben Vernetzung bzw. Konzeption und Durchführung von 

eigenständigen Projekten als Aufgabe der Arbeitsgruppe an. 3 Kommunen (10.3%) 

nennen die Definition von Evaluationskriterien. Auffallend ist, dass die Aufgabe der 

Definition von Evaluationskriterien selten benannt wird. Die höchste Ausprägung findet 

sich, wie beschrieben, auf Ebene der Geschäftsstellen.  

Durch Mehrfachantwort befragt nach den Beteiligten der Instanzen Lenkungsgruppe 

und Arbeitsgruppe (Items 3, 18) geben die Teilnehmenden Folgendes an. Auf Ebene der 

Lenkungsgruppe ist interessanterweise nahezu in allen Kommunen mit Lenkungsgruppe 

(21 Kommunen, 72.4%) die Polizei vertreten. In gleichem Ausmaß werden städtische 

Fachbereiche in der Lenkungsgruppe benannt. Beachtenswert ist auch, dass in 18 

Kommunen (61.1%) Magistratsmitglieder an der Lenkungsgruppe teilnehmen. Obwohl 

die Hauptzielgruppe der Präventionsarbeit in den befragten Kommunen die der Kinder 

und Jugendlichen ist (Ausführung nachfolgend vgl. Tabelle 5), sind Vertreter des 

staatlichen Schulamts bzw. der Schulen auf Ebene der Lenkungsgruppe nur in 12 

Kommunen (41.1%) eingebunden. Ebenso häufig werden sonstige Akteur*innen, wie 

städtische Betriebe, Beiräte, Vereine und Kirchen, aber auch die Landesinstanzen 

Verfassungsschutz und KOMPASS-Beauftragte in den Lenkungsgruppen genannt.  

11 Kommunen (37.9%) berichten, dass Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung in 

der Lenkungsgruppe mitwirken. Es fällt auf, dass Justiz in 10 Kommunen (34.5%), freie 

Träger in 9 Kommunen (31.0%), und Bürger*innen in 7 Kommunen (24.1%) wie auch 

Vertreter der Wissenschaft in 1 Kommune (3.4%) auf Ebene der Lenkungsgruppe in nur 

geringem Ausmaß eingebunden sind.  

Auf Ebene der Arbeitsgruppe lassen sich die freien Texteingaben den Clustern 

„Kommunalverwaltung; „Sicherheitsbehörden“; „Jugendförderung“; „Schulen“; „städtische 

Betriebe“; „zivilgesellschaftliche Akteur*innen“; „je Schwerpunkt“; „Präventionsgremium“; 

Medizinische Institutionen“ zuordnen. Der Anteil an Vertretern der Kommunalverwaltung 
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und Sicherheitsbehörden ist auch auf Ebene der Arbeitsgruppe hoch. In 16 Kommunen 

(55.2%) ist die Kommunalverwaltung in die Arbeitsgruppe eingebunden, 12 Kommunen 

(41.4%) nennen Sicherheitsbehörden. Trotz der genannten Hauptzielgruppe Kinder, 

Jugend sind auch auf Ebene der Arbeitsgruppe nur in 5 Kommunen (17.2%) die Jugend-

förderung und nur in 1 Kommune (3.4%) Schulen eingebunden.  

Die teilnehmenden Kommunen geben für Lenkungs- und Arbeitsgruppen in freier 

Texteingabe Auskunft zur Frequenz der Treffen (Items 5, 19). Sämtliche 23 Kommunen 

(79.3%) mit Lenkungsgruppe sowie 19 (64.3%) von 21 Kommunen mit Arbeitsgruppe 

treffen in freien Texteingaben Aussagen zur Häufigkeit der Treffen der Gremieninstanzen 

Lenkungsgruppe und Arbeitsgruppe. Nach Einordnung in die Cluster „1-2x jährlich“, „3-4x 

jährlich“, „5-6xjährlich“ zeigt sich, dass das Gros der Lenkungsgruppen, 12 Kommunen 

(41.4%), 1-2x jährlich Treffen einberuft, gefolgt von 8 Kommunen (27.6%) in denen sich 

die Lenkungsgruppe 3-4x jährlich trifft.  

Die Treffen der Arbeitsgruppe finden in ähnlichem Ausmaß von 5 Kommunen (17.2%) 

mit 1-2x jährlich bzw. 6 Kommunen (20.7%) mit 3-4x jährlich am häufigsten statt. In 

geringerem Ausmaß werden höhere Frequenzen der Arbeitsgruppe-Treffen benannt. Je 

2 Kommunen (6.9%) benennen 5-6x jährlich bzw. über 6x jährlich Arbeitsgruppen-

Treffen, bzw. geben an, sich bedarfsbezogen zu treffen.  

Finanzielle und personelle Ausstattung hat hohe Relevanz für kontinuierliche Präven-

tionsarbeit (Kober & Kahl, 2012) und die Erfolgsbewertung der Kommunalen Kriminal-

prävention (Schreiber, 2019). In der aktuellen Befragung wurde Budget und Stellenanteil 

hauptamtlicher Mitarbeiter*innen der Geschäftsstelle erfragt. Via Auswahlantwort bestä-

tigen 9 Kommunen (31.0%) auf ein Geschäftsstellen-Budget (Items 12) zugreifen zu 

können, allerdings geben auch 5 Kommunen (17.2%) an, kein Geschäftsstellen-Budget 

zu haben.7 Kommunen (24.1%) nennen über freie Texteingabe numerisch erfassbare 

Budgets (Item12a). Das Minimum verfügbaren Budgets dieser Kommunen beträgt 3.596€ 

(TVÖD 9a), das Maximum 117.000€. Die genannten 7 Kommunen (24.1%) verfügen 



  52 

 

durchschnittlich über 28.370,90€. Eingeordnet in die Cluster „bis zu 10.000€ “; „bis zu 

20.000€“; „bis zu 30.000€“; „mehr als 30.000€“ geben 3 Kommunen (10.3%) an, ein 

Budget von bis zu 10.000€ nutzen zu können. 2 Kommunen (6.9%) geben ein Budget 

von bis zu 20.000€ an. Nur je 1 Kommune (3.4%) benennt die Höhe des Budgets mit bis 

zu 30.000€ bzw. mehr als 30.000€.  

Durch freie Texteingabe nach der verfügbaren Arbeitskapazität hauptamtlicher Mit-

arbeiter*innen (Items10) befragt, zeigt sich, dass 13 Kommunen (44.8%) hauptamtliche 

Mitarbeitende in der Geschäftsstelle einsetzen, aber 1 Kommune (3.4%) ohne haupt-

amtliche Mitarbeitende auskommt. Nach Einordnung in die Cluster „bis zu 50% Vollzeit-

stelle“, „bis zu 100% Vollzeitstelle“, „bis zu 150% Vollzeitstelle“, „mehr als 150% Vollzeit-

stelle“ wird deutlich, dass die Mehrzahl der Kommunen in 5 Kommunen (17.2%) mit bis 

zu 100% Vollzeitstelle bzw. 4 Kommunen (13.8%) mit bis zu 50% Vollzeitstelle für haupt-

amtliche Mitarbeitende der Geschäftsstelle geschaffen haben und nur je 1 Kommune 

(3.4%) hauptamtliche Mitarbeitende der Geschäftsstelle mit bis zu 150% Vollzeitstelle 

bzw. mit mehr als 150% Vollzeitstelle zur Verfügung haben.  

 

Tabelle 5: Einbindung Akteur*innen, Bürger*innen und Projektarbeit, N = 29 (100.0%) 
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Fortsetzung Tabelle 5:  Einbindung Akteur*innen, Bürger*innen und Projektarbeit 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

30. Sind Bürgerinnen und 
Bürger dauerhaft aktiv in 
die kommunale Kriminal-
prävention einbezogen? 
Bitte auswählen und 
gegebenenfalls 
beschreiben. 

Auswahl-
antwort 

0 (Nein) 15 51.7 

1 (Ja. Es bestehen folgende 
Mitwirkungsmöglichkeiten 
für Bürger* 
innen. …) 

10 34.5 

-10 (Nicht angegeben) 34 10.7 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 

30a. Sind Bürgerinnen und 
Bürger dauerhaft aktiv in 
die kommunale Kriminal-
prävention einbezogen? 
Bitte auswählen und 
gegebenenfalls 
beschreiben. 
- Ja. Es bestehen folgende 
Mitwirkungsmöglichkeiten 
für Bürger*innen. 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Befragungen 3 10.3 

Präventionskonferenzen 2 6.9 

Stadtteilpräventionsräten 1 3.4 

Projekte 1 3.4 

Sicherheitsberater 1 3.4 

MängelmelderApp 1 3.4 

Angebote durch Polizei 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 6 20.6 

-1000 (Option nicht gewählt) 15 51.7 

31. Beziehen Sie sich im 
Präventionsgremium auf 
Datenquellen, um einen 
Überblick über die 
Sicherheitslage zu 
bekommen? 
Bitte auswählen. 

Auswahl-
antwort 

 

0 (Nein, es werden keine 
Daten berücksichtigt.) 

6 20.7 

1 (Ja, es werden Daten 
berücksichtigt.) 

22 75.9 

-10 (Nicht angegeben) 1 3.4 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 
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Fortsetzung Tabelle 5:  Einbindung Akteur*innen, Bürger*innen und Projektarbeit 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

32. Auf welche 
Datenquellen beziehen 
Sie sich im Präventions-
gremium, um einen 
Überblick über die 
Sicherheitslage zu 
bekommen? 
Bitte auswählen. 
Mehrfachankreuzungen 
sind möglich. 

Mehrfach-
antwort 

Lokale Polizeiliche Kriminal-
statistik (PKS) 

19 67.9 

Bevölkerungsumfrage  
(z.B. zum Sicherheits-
empfinden) 

16 57.1 

Bevölkerungsumfrage  
zum Dunkelfeld 

4 14.3 

-10 (Nicht angegeben) 1 3.6 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 

33. Auf welche 
Zielgruppen konzentriert 
sich die kommunale 
Kriminalpräventionsarbeit 
vornehmlich? 
Bitte nennen.  

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

ZIELGRUPPE   

Kinder, Jugend 13 44.8 

Senior*innen 11 37.9 

Alle Bürger*innen 5 17.2 

Hauseigentümer*innen 5 17.2 

Abhängig Situation 3 10.3 

Geflüchtete 2 6.9 

Junge Erwachsene 2 6.9 

Frauen 2 6.9 

RAUM   

Öffentlicher Raum, 
Angstorte 

2 6.9 

DELIKTE   

Drogen 1 3.4 

Wohnungseinbrüche 2 6.9 

-10 (Nicht angegeben) 7 24.1 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 
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Fortsetzung Tabelle 5:  Einbindung Akteur*innen, Bürger*innen und Projektarbeit 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

34. Gibt es ein 
gemeinsames Sicher-
heits- bzw. Präventions-
verständnis der 
Akteur*innen des 
Kriminalpräventions-
gremiums? 

Auswahl-
antwort 

 

0 (Nein) 4 13.8 

3 (Ja teilweise.) 9 31.0 

1 (Ja vollständig, nämlich…) 7 24.1 

-10 (Nicht angegeben) 9 31.0 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 

34a. Gibt es ein 
gemeinsames Sicher-
heits- bzw. Präventions-
verständnis der 
Akteur*innen des 
Kriminalpräventions-
gremiums? 
- Ja vollständig, nämlich… 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Geschäftsordnung 
Präventionsrat 

1 3.4 

Objektive (und subjektive) 
Sicherheit steigern 

3 10.3 

-10 (Nicht angegeben) 12 41.4 

-1000 (Option nicht gewählt) 13 44.8 

35. Sind die Ziele der 
Kriminalpräventionsarbeit 
definiert? 
Bitte auswählen und ggf. 
benennen. 

 
Auswahl-
antwort 

 

0 (Nein) 5 17.2 

3 (Ja teilweise.) 12 41.4 

1 (Ja vollständig, nämlich…) 5 17.2 

-10 (Nicht angegeben) 7 24.1 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 

35a.Sind die Ziele der 
Kriminalpräventionsarbeit 
definiert? 
Bitte auswählen und ggf. 
benennen. 
- Ja vollständig, nämlich 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Eindeutige 
Zuordnung) 

Objektive (und subjektive) 
Sicherheit steigern 

1 3.4 

KOMPASS und eigene Ziele 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 10 34.5 

-1000 (Option nicht gewählt) 17 58.6 
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Fortsetzung Tabelle 5:  Einbindung Akteur*innen, Bürger*innen und Projektarbeit 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

36. Gibt es ein 
koordiniertes Gesamt-
programm für die 
kommunale Kriminal-
prävention? 
Bitte auswählen. 

Auswahl-
antwort 

0 (Nein)  14 48.3 

1 (Ja) 7 21.1 

-10 (Nicht angegeben) 8 27.6 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 

37. Inwieweit ziehen  
die Kriminalpräventions-
gremien die folgenden 
Einrichtungen zur 
Unterstützung zu Rate 
(z.B. durch Informations-
abfrage oder direkte 
Kontaktaufnahme)? 
Bitte auswählen und 
gegebenfalls benennen. 

Mehrfach-
auswahl 

KOMPASS 19 65.5 

Netzwerk gegen Gewalt 12 41.4 

Datenbanken  7 24.1 

Wissenschaftliche 
Einrichtungen 

6 20.7 

Sonstiges, nämlich… 4 13.8 

Grüne Liste Prävention 3 10.3 

-10 (Nicht angegeben) 8 27.6 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 

37a. Inwieweit ziehen  
die Kriminalpräventions-
gremien die folgenden 
Einrichtungen zur 
Unterstützung zu Rate 
(z.B. durch Informations-
abfrage oder direkte 
Kontaktaufnahme)? 
Bitte auswählen und 
gegebenfalls benennen. 
- Sonstiges, nämlich 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Polizei 2 6.9 

Kommune 2 6.9 

Verkehrsakteur*innen 1 3.4 

Bürger*innen 1 3.4 

-10 (Nicht angegeben) 6 20.7 

-1000 (Option nicht gewählt) 19 65.5 
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Fortsetzung Tabelle 5:  Einbindung Akteur*innen, Bürger*innen und Projektarbeit 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

38. Welche der sieben 
Beccaria-Standards der 
Qualitätssicherung und -
steigerung kriminal-
präventiver Projekte 
werden in der Planung  
von Maßnahmen zur 
Gewaltprävention 
regelmäßig 
berücksichtigt? 
Bitte wählen Sie aus. 
Mehrfachauswahl ist 
möglich. 

Mehrfach-
auswahl 

1 Problembeschreibung 17 58.6 

2 Analyse, Problem-
entstehung 

16 55.2 

3 Definition Ziele 15 51.7 

4 Definition Maßnahmen 
Zielerreichung 

17 58.6 

5 Projektkonzeption,  
-durchführung 

14 48.3 

6 Evaluation 14 48.3 

7 Schlussfolgerung, 
Dokumentation 

9 31.0 

-10 (Nicht angegeben) 9 31.0 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 

39. Wie viele 
kriminalpräventive 
Maßnahmen werden 
durch das Kriminal-
präventionsgremium  
pro Jahr insgesamt  
etwa geplant? 
Bitte nennen. 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Eindeutige 
Zuordnung) 

keine 1 3.4 

 5  9 31.0 

 10  2 7.1 

 20  1 3.4 

Bedarfsbezogen 2 6.9 

Unklar 2 6.9 

-10 (Nicht angegeben) 12 41.4 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 
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Fortsetzung Tabelle 5:  Einbindung Akteur*innen, Bürger*innen und Projektarbeit 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

40. Was waren aus Ihrer 
Sicht bislang die größten 
Erfolge Ihrer kommunalen 
Kriminalpräventions-
arbeit? 
Bitte nennen. 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Präventionsangebot 8 27.6 

Optimierung Situation 5 17.2 

KOMPASS 3 10,3 

Optimierung Ausstattung, 
Personal 

2 6.9 

Vernetzung 2 6.9 

Sonstiges 2 6.9 

-10 (Nicht angegeben) 10 34.5 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 

41. Was waren aus Ihrer 
Sicht die Gründe für den 
Erfolg? 
Bitte nennen. 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Bedarf, Angebotslücken 1 3.4 

Unklar 1 3.4 

STRUKTUR1 
 

  

Vernetzung 11 37.9 

Struktur, Ausstattung 6 20.7 

Bürger*inneneinbindung 1 3.4 

STRATEGIE1 
 

  

Professionelles Agieren, 
Präventionskonzepte 

3 10.3 

KULTUR1 
 

  

Kooperationskultur, 
Engagement, Ausdauer 

2 6.9 

POLIT. KOMMUNIKATION1   

Information, 
Öffentlichkeitsarbeit 

2 6.9 

-10 (Nicht angegeben) 10 34.5 

-1000 (Option nicht gewählt) - - 

Anmerkung: 1Cluster in Anlehnung an Ordnungsperspektiven der QKSP (Görgen et al., 
2021) 
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Fortsetzung Tabelle 5:  Einbindung Akteur*innen, Bürger*innen und Projektarbeit  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anmerkung: Spalte 1: Itemnummer & -formulierung; Spalte 2: Erläuterung der Antwort-

optionen & v.a. Hinweis zur Zuordnung der Antworten zu nachträglich erstellten Clustern 

(Zuordnung: a. eindeutig, b. mehrfach, falls die freien Texteingaben zu mehreren 

Clustern passten); Spalte 3: Codierung ((-10) Nicht angegeben zeigt fehlende Werte;  

(-1000) Option nicht gewählt zeigt an, dass bereits die vorgeschaltete Frage verneint 

wurde); Auswertungscluster (nachträgliche Clusterung der freien Texteingaben bzw. 

Mehrfachantworten in der Auswertung); Spalte 4 & 5: absolute und relative Häufigkeiten. 

. 

In der folgenden Ergebniserläuterung zu Fragebogen zwei, Einbindung Akteur*innen, 

Bürger*innen und Projektarbeit werden ausgehend von den tabellarischen Darstellungen 

(vgl. Tabelle 5) ausgewählte Ergebnisse erläutert. Die Ausführung stellt die Einbindung 
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relevanter Akteur*innen und Bürger*innen vor, beschreibt den Einbezug von Daten-

quellen sowie die vorrangige Zielgruppe und Ausrichtung der Präventionsarbeit. 

Dargestellt werden die Befunde zur Erarbeitung eines gemeinsamen Sicherheits-

verständnis, einer gemeinsamen Zieldefinition und eines Gesamtprogramms der 

Präventionsarbeit. Auch wird die Nutzung externer Unterstützung, und die Orientierung 

an qualitätssichernden Beccaria-Standards beschrieben. Wie zuvor sind die verbalen 

Ausführungen anhand der genannten Itemnummer mit der Tabelle abzugleichen.  

25 Kommunen (86.2%) treffen per Auswahlantwort eine Aussage zur Beteiligung 

relevanter Akteur*innen (Items 29). Obwohl auf beiden Ebenen der Lenkungsgruppen 

und der Arbeitsgruppe die Beteiligung z.B. der Schulen, freier Träger, Justiz und 

Bürger*innen nur in annähernd mittlerem bzw. geringen Ausmaß benannt wurde, geben 

22 Kommunen (75.9%) an, dass alle relevanten Akteur*innen beteiligt sind und nur 3 

Kommunen (10.3%) berichten, dass relevante Akteur*innen fehlen. 

25 Kommunen (86.2%) beantworten per Auswahlantwort die Frage, ob Bürgerinnen 

und Bürger (Item 30) dauerhaft in die Kommunale Kriminalprävention eingebunden sind. 

Trotz konstituierender Relevanz der Bürger*inneneinbindung in die kommunale Kriminal-

präventionsarbeit (Kober & Kahl, 2012) geben mit 15 Kommunen (51.7%) mehr als die 

Hälfte der Kommunen an, Bürger*innen nicht dauerhaft im Gremium einzubeziehen.  

10 Kommunen (34.5%) geben an, dass Mitwirkungsmöglichkeiten für Bürger*innen 

bestehen.  

28 Kommunen (96.6%) treffen per Auswahlantwort eine Aussage zur Nutzung von 

Datenquellen (Item 31). Interessanterweise nutzen nur 22 Kommunen (75.9%) Daten-

quellen, um einen Überblick über die Sicherheitslage zu bekommen und 6 Kommunen 

(20.7%) geben an, keine Datenquellen einzubeziehen, um einen Überblick über die 

Sicherheitslage zu bekommen. Unter den Kommunen, die Datenquellen nutzen, geben 

19 Kommunen (67.9%) die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) an, 16 Kommunen (57.1%) 
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nennen Bevölkerungsumfragen zum Sicherheitsempfinden und 4 Kommunen (14.3%) 

geben Bevölkerungsumfragen zum Dunkelfeld an.  

Befragt zur vorrangigen Zielgruppe (Item 33) auf die sich die kriminalpräventive Arbeit 

konzentriert, geben 21 Kommunen (72.4%) mittels freier Texteingabe Auskunft. Es wird 

zielgruppenorientierte, raumorientierte und deliktorientierte Präventionsarbeit 

dokumentiert. Eingeordnet in die Cluster der Zielgruppenorientierung „Kinder, Jugend“, 

„Senioren“, „Bürger*innen“, „Geflüchtete“, „junge Erwachsene“ und „Hauseigentümer“ 

wird wie zuvor erwähnt berichtet, dass mit 13 Kommunen (44,8%) knapp die Hälfte der 

Kommunen, sich auf die Zielgruppe Kinder und Jugendlichen konzentrieren. Auffällig ist, 

dass auch 11 Kommunen (37.9%) den Fokus Senioren angeben. Allerdings konzen-

trieren nur je 2 Kommunen (6.9%) die Präventionsarbeit auf Geflüchtete bzw. jungen 

Erwachsenen, dagegen stehen Hauseigentümer in 5 Kommunen (17.2%) im Fokus. 

 2 Kommunen (6.9%) gehen raumorientiert vor. Sie konzentrieren sich auf den 

öffentlichen Raum bzw. auf sogenannte Angstorte. 2 Kommunen (6.9%) geben mit 

Wohnungseinbrüchen und 1 Kommune (3.4%) mit Drogen verschiedene Deliktorien-

tierungen an.  

20 Kommunen (69.0%) geben per Auswahlantwort Auskunft, ob es ein gemeinsames 

Sicherheitsverständnis (Item 34) erarbeitet wurde oder nicht. Das Ausmaß des Sicher-

heitsverständnis variiert. Es fällt auf, dass nur etwa ein Viertel der Kommunen, 7 Kommu-

nen (24.1%), ein vollständiges, gemeinsames Sicherheitsverständnis entwickelt haben, 

während in 9 Kommunen (31.0%) zumindest teilweise ein gemeinsames Sicherheits-

verständnis vorliegt. Aber auch 4 Kommunen (13.8%) geben an, ohne gemeinsames 

Sicherheitsverständnis zu agieren.  

Befragt nach der Zieldefinition (Item 35) der Präventionsarbeit geben 22 Kommunen 

(75.9%) per Auswahlantwort Auskunft. Tatsächlich beschreiben nur 5 Kommunen 

(17.2%) eine vollständige Zieldefinition vorzunehmen. Mit 12 Kommunen (41.4%) gibt 
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das Gros der Kommunen an, Ziele teilweise zu definieren. Allerdings antworten auch  

5 Kommunen (17.2%) ohne gemeinsame Ziele zu operieren. 

21 Kommunen (72.4%) berichten per Auswahlantwort, ob ein Gesamtprogramm (Item 

36) vorliegt. Interessanterweise nur 7 Kommunen (24.1%) geben an, ein Gesamt- 

programm kommunaler Kriminalpräventionsarbeit erarbeitet zu haben. Mit 14 Kommunen 

(48.3%) gibt knapp die Hälfte der Kommunen an, kein Gesamtprogramm erstellt zu 

haben.  

Danach befragt, inwieweit die kommunalen Kriminalpräventionsgremien die externen 

Einrichtungen Netzwerk gegen Gewalt, KOMPASS, Grüne Liste Prävention, Daten-

banken, wissenschaftliche Einrichtungen oder Sonstige Einrichtungen zur Unterstützung 

der kommunalen Präventionsarbeit zu Rate ziehen (z.B. durch Informationsabfrage oder 

direkte Kontaktaufnahme) (Item 37), geben 21 Kommunen (72.4%) Auskunft per Mehr-

fachauswahl Antwort. Landesspezifische Programme werden am häufigsten zu Rate 

gezogen. 19 Kommunen (65.5%) berichten am Landesprogramm KOMPASS teilzu-

nehmen. 12 Kommunen (41.4%) nutzen das Netzwerk gegen Gewalt. In geringerem 

Ausmaß werden Datenbanken oder wissenschaftliche Einrichtungen genutzt. 7 Kommu-

nen (24.1%) geben an, auf Datenbanken zuzugreifen. 6 Kommunen (20.7%) beziehen 

wissenschaftliche Einrichtungen ein. 3 Kommunen (10.3%) nutzen die Grüne Liste 

Prävention.  

Schließlich geben 19 Kommunen (65.5%) per Mehrfachauswahl Auskunft über die 

Umsetzung der sieben qualitätssichernden Beccaria-Standards der Kriminalprävention 

(Item 38). Demnach setzen 17 Kommunen (58.6%) den Standard 1. Problembeschrei-

bungen um, 16 Kommunen (55.2%) erarbeiten 2. Analyse und Entstehungsbedingungen 

des Problems. 15 Kommunen (51.7%) setzen 3. Festlegung der Präventionsziele um. 

Auch hier zeigt sich erneut, dass nur die Hälfte der Kommunen Ziele der Präventions-

arbeit definieren. Zusätzlich wurde anhand der obigen Aussagen zur Zieldefinition (Item 

35), deutlich, dass mit 5 Kommunen (17.2%) nur ein geringer Teil Ziele vollständig 



  63 

 

definiert. Gemäß Item 38 realisieren 17 Kommunen (58.6%) 4. Festlegung der 

Maßnahmen zur Zielerreichung, 14 Kommunen (48.3%) setzen 5. Projektkonzeption und 

-durchführung um. Die hier getroffenen Aussagen zum 6. Standard der Evaluation,  

14 Kommunen (48.3%) geben an, diesen zu beachten, fallen größer aus als die oben 

genannten, gremienspezifischen Aussagen zur Evaluation. Zuvor in den (Items 4, 8, 20) 

gaben maximal 5 Kommunen (17.2%) auf Ebene der Geschäftsstelle an, Evaluations-

kriterien zu definieren. Gefragt nach dem letzten Beccaria-Standard (Item 38) 7. Schluss-

folgerung und Dokumentation geben 9 Kommunen (31.0%) an, diesen zu beachten.  

Per freier Texteingabe nach den größten Erfolgen der Kriminalpräventionsarbeit (Item 

40) befragt, geben die Teilnehmenden ihre subjektive Einschätzung. Von 29 teilnehmen-

den Kommunen treffen 19 Kommunen (65.5%) eine Aussage zum Gremienerfolg. 

Eingeordnet in die Cluster „Präventionsangebot“; „Optimierung Situation“; „Optimierung 

Ausstattung“; „KOMPASS“; „Vernetzung“; „Sonstiges“ geben 8 Kommunen (27.6%) das 

Präventionsangebot an sich als größten Erfolg an. 5 Kommunen (17.2%) weisen auf die 

Optimierung der kommunalen Situation hin, 3 Kommunen (10.3%) benennen die 

Teilnahme am Landesprogramm KOMPASS als größten Erfolg. Je 2 Kommunen (6.9%) 

erachten die Optimierung von Ausstattung oder Personal, bzw. Vernetzung oder 

Sonstiges als größten Erfolg. 
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Tabelle 6: Kooperation, N = 29 (100.0%) 

  

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

44. Hat sich aus Ihrer 
Sicht in der Gremienarbeit 
eine Kultur der ressort- 
und organisations-
übergreifenden 
Zusammenarbeit etabliert? 
Bitte auswählen. 

Auswahl-
antwort 

0 (Nein)  5 17.2 

1 (Ja) 20 69.0 

-10 (Nicht angegeben) 4 13.8 

45. Wie bzw. durch 
‚welche wesentlichen 
Aspekte wurde die Kultur 
der ressort- und organi-
sationsübergreifenden 
Zusammenarbeit in der 
Gremienarbeit aus Ihrer 
Sicht erreicht? 
Bitte nennen und 
beschreiben Sie die 
wesentlichen Aspekte. 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

STRUKTUR1   

Zusammenarbeit 5 17.2 

Vernetzung 5 17.2 

Politischer Wille 2 6.9 

STRATEGIE1   

Gemeinsame Ziele 2 6.9 

Koordination von 
Präventionsstrukturen 

1 3.4 

Gegenseitiges Verständnis 1 3.4 

KULTUR1   

Austausch 6 20.7 

Haltung 2 6.9 

POLITISCHE 
KOMMUNIKATION1 

  

Öffentlichkeitsarbeit 1 3.4 

PROZESS1   

Qualifikation, Information, 
Erfahrung 

3 10.3 

-10 (Nicht angegeben) 10 34.5 

-1000 (Option nicht gewählt) 5 17.2 
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Anmerkung: Spalte 1: Itemnummer & -formulierung; Spalte 2: Erläuterung der Antwort-

optionen & v.a. Hinweis zur Zuordnung der Antworten zu nachträglich erstellten Clustern 

(Zuordnung: a. eindeutig, b. mehrfach, falls die freien Texteingaben zu mehreren 

Clustern passten); Spalte 3: Codierung ((-10) Nicht angegeben zeigt fehlende Werte;  

(-1000) Option nicht gewählt zeigt an, dass bereits die vorgeschaltete Frage verneint 

wurde); Auswertungscluster (nachträgliche Clusterung der freien Texteingaben bzw. 

Mehrfachantworten in der Auswertung); Spalte 4 & 5: absolute und relative Häufigkeiten. 

 

In der folgenden Ergebniserläuterung zu Fragebogen zwei, Kooperation werden die 

Ergebnisse ausgehend von der tabellarischen Darstellung zu Kooperation (vgl. Tabelle 6) 

erläutert. Die Ausführung geht auf die Existenz einer Kultur der ressort- und organisa-

tionsübergreifenden Zusammenarbeit ein, benennt förderliche und hinderliche Aspekte 

für das Entstehen einer ressort- und organisationsübergreifenden Zusammenarbeit. Wie 

Fortsetzung Tabelle 6: Univariate Häufigkeiten Kooperation, N = 29 (100.0%) 

Itemnummer, 
Itemformulierung 

Erläuterung  
Antwortoption 

Codierung (Antwortoption), 
Cluster 

n  %  

46. Woran ist die Kultur 
der ressort- und organi-
sationsübergreifenden 
Zusammenarbeit Ihrer 
Gremienarbeit 
erkennbar? 
Bitte nennen Sie relevante 
Kennzeichen. 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

STRUKTUR1   

Etablierte Maßnahmen  3 10.3 

Größe Netzwerk 2 6.9 

Abläufe, Interaktion 
Bürger*innen 

1 3.4 

KULTUR1   

Kooperation 8 27.6 

-10 (Nicht angegeben) 10 34.5 

-1000 (Option nicht gewählt) 5 17.2 

47. Welche wesentlichen 
Aspekte verhindern aus 
Ihrer Sicht, dass in der 
Gremienarbeit eine Kultur 
der ressort- und 
organisationsübergreifend
en Zusammenarbeit 
etabliert werden kann? 
Bitte nennen und 
beschreiben Sie die 
wesentlichen Aspekte. 

Freie 
Texteingabe, 
nachträgliche 
Clusterung 
(Mehrfache 
Zuordnung) 

Personalmangel 2 7.1 

-10 (Nicht angegeben) 4 13.8 

-1000 (Option nicht gewählt) 23 79.3 
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zuvor sind die verbalen Ausführungen anhand der genannten Itemnummer mit der 

Tabelle abzugleichen.  

Die befragten Hauptverantwortlichen für Kriminalprävention aus 25 Kommunen 

(86.2%) geben per Auswahlantwort ihren subjektiven Eindruck an, ob sich eine Kultur  

der ressort- und organisationsübergreifenden Zusammenarbeit etabliert hat (Item 44). In  

20 Kommunen (69.0%) existiert demnach eine Kultur der Zusammenarbeit. 5 Kommunen 

(17.2%) berichten es gebe keine Kultur der Zusammenarbeit.  

Teilnehmende aus 14 Kommunen (48.3%) geben in freien Texteingaben Auskunft 

darüber, wodurch die Kultur der Zusammenarbeit (Item 45) erreicht wurde. Die in der 

Auswertung verwendeten Cluster gehen auf die Ordnungsperspektiven (OP) Struktur, 

Strategie, Kultur, Politische Kommunikation und Prozess des Modells 

Quartiersbezogener kooperativer Sicherheitsproduktion (Görgen et al., 2021) zurück. 

Benannt werden so strukturelle Aspekte der Zusammenarbeit an sich, wie auch die 

Definition von Handlungsfeldern, Ziele und Auswahl von Maßnahmen, zudem die ge-

meinsame Wissensbasis und geteilte Werte, aber auch Unterstützung der Präventions-

arbeit sowie zuletzt deren kontinuierliche Entwicklung (Görgen et al., 2021). Im vorliegen-

den Bericht wurde folgende Clusterung und Zuordnung zu Ordnungsperspektiven 

vorgenommen. OP Struktur: „Vernetzung“; „Zusammenarbeit“; „Politischer Wille“; OP 

Strategie: „Koordination von Präventionsstrukturen“; „Gemeinsames Ziel“; „Gegenseitiges 

Verständnis“, OP Kultur: „Austausch (informell, formell)“; „Haltung“; OP Politische 

Kommunikation: „Öffentlichkeitsarbeit“ und OP Prozess: „Qualifikation, Information, 

Erfahrung“. Eingeordnet in die Cluster berichten 5 Kommunen (17.2%) die Kultur der 

Kooperation sei durch die Zusammenarbeit erreicht worden. 5 Kommunen (17.2%) 

betonen die Vernetzung, 2 Kommunen (6.9%) weisen auf den Politischen Willen zur 

Kooperation hin. Wie oben benannten nennen damit insgesamt 12 Kommunen (41.4%), 

gelingende Kooperation durch Kennzeichen der Gremienstruktur (Görgen et al., 2021) 

erreicht zu haben. 2 Kommunen (6.9%) geben an, die Zusammenarbeit durch 
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gemeinsame Ziele realisiert zu haben. Je 1 Kommune (3.4%) nennt die Koordination von 

Präventionsstrukturen bzw. das gegenseitige Verständnis. Diese insgesamt 4 Kommunen 

(13.8%) betonen nach Görgen et al. (2021) die strategische Ausrichtung des Gremiums 

für gelingende Kooperation. Der Ordnungsperspektive Kultur (Görgen et al., 2021) 

zugeordnet Aspekte sind in 8 Kommunen (27.6%) maßgeblich für das Entstehen 

gelingender Zusammenarbeit. 6 Kommunen (20.7%) verweisen auf den Austausch,  

2 Kommunen (6.9%) geben an, die Haltung der Akteur*innen sei zentral für gelingende 

Kooperation. 1 Kommune (3.4%) gibt an, die Zusammenarbeit sei durch Öffentlichkeits-

arbeit, gemäß der Ordnungsperspektive politischen Kommunikation (Görgen et al., 2021) 

erreicht worden. 3 Kommunen (10.3%) erachten mit der Qualifikation, dem Angebot von 

Information und Erfahrungswissen, Aspekte, die der Ordnungsperspektive Prozess 

(Görgen et al., 2021) zuzuordnen sind, als relevant für das Erreichen der Zusammen-

arbeit.  

Anhand freier Texteingabe berichten 2 (6.9%) der 5 Kommunen, die angeben, dass 

sich keine ressort- und organisationsübergreifende Zusammenarbeit besteht, Auskunft 

über die Hinderungsgründe (Item 47). Beide Kommunen nennen Personalmangel als 

Hinderungsgrund für das Nicht-Entstehen einer Kultur der ressort- und 

organisationsübergreifenden Zusammenarbeit.  
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Ausgewählte bivariate Häufigkeiten Fragebogen zwei  

Die Analyse der bivariaten Häufigkeiten zielt darauf ab, zu prüfen, ob sich eine 

mehrgliedrige Gremienstruktur günstig auf die Ausstattung mit finanziellen und perso-

nellen Ressourcen, Einbeziehung von Akteur*innen und Bürger*innen, sowie die 

Umsetzung professioneller Gremienarbeit wie z.B. die Nutzung externer Daten bei der 

Erstellung der Sicherheitsanalysen, die Erarbeitung eines gemeinsamen Sicherheits-

verständnisses, die Definition und Evaluation der Präventionsziele und die Formulierung 

eines Gesamtprogramms der Kommunalen Kriminalprävention auswirkt. Auch 

interessiert, welche Erfolge der Präventionsarbeit abhängig der Struktur benannt werden. 

Einschränkend ist anzumerken, dass Budget und hauptamtliche Arbeitskapazität 

ausschließlich mit Bezug zur Geschäftsstelle erfasst wurde, daher ist der Vergleich ein- 

und mehrgliedriger Gremienstrukturen diesbezüglich nicht möglich. Auf die Analyse 

bivariate Häufigkeiten von Budget oder Arbeitskapazität mit Kennzeichen der 

Projektarbeit wurde aufgrund sehr geringer Antwortraten verzichtet. 

 

Tabelle 7: Ausgewählte Bivariate Häufigkeiten Fragebogen zwei (N = 29, 100.0%) 
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Fortsetzung Tabelle 8: Bivariate Häufigkeiten 
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Fortsetzung Tabelle 9: Bivariate Häufigkeiten 
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Fortsetzung Tabelle 10: Bivariate Häufigkeiten 

 

 

10 Kommunen (34.5%) mit der Gremieninstanz einer Geschäftsstelle und ggf. weiterer 

Gremieninstanzen (Items 1, 6, 14) geben Auskunft über das ihnen verfügbare Geschäfts-

stellen-Budget (Item 12, 12a). Interessanterweise gibt die Mehrheit der Kommunen mit 

dreigliedrigem Gremienaufbau aus Lenkungsgruppe, Geschäftsstelle und Arbeitsgruppe 

(4 Kommunen, 13.8%) gleich 1 Kommune (3.4%) mit Lenkungsgruppe und Geschäfts-

stelle an, kein Geschäftsstellenbudget zur Verfügung zu haben. Der Großteil der Kommu-

nen mit Budget nennt bei dreigliedrigem Aufbau ein Budget von bis zu 10.000€. Bei 
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gleichem Gremienaufbau berichtet nur 1 Kommune ein höheres Budget von bis zu 

20.000€ einsetzen zu können. Nur 1 Kommune (3.4%) mit zweigliedrigem Aufbau aus 

Geschäftsstelle und Arbeitsgruppe hat über 30.000€ für die Präventionsarbeit zur 

Verfügung. 

Alle 12 Kommunen (41.4%) mit dreigliedrigem Aufbau, die Auskunft über die ihnen 

verfügbare Arbeitskapazität geben (Items 10, 11), setzen hauptamtliche Mitarbeiter*innen 

in der Geschäftsstelle ein. Mit 5 Kommunen (17.2%) berichtet das Gros der dreigliedrigen 

Instanzen aus Lenkungsgruppe, Geschäftsstelle und Arbeitsgruppe über bis zu 100% 

hauptamtliche Arbeitskapazität. 4 Kommunen (13.8%) mit gleichem Aufbau haben eine 

hauptamtliche Arbeitskapazität von bis zu 50% und 1 Kommune (3.4%) eine Arbeitskapa-

zität von bis zu 150%. Nur 1 Kommune (3.4%) mit zweigliedrigem Aufbau aus Geschäfts-

stelle und Arbeitsgruppe gibt Arbeitskapazität von über 200% an. 

Über alle Gremienformen hinweg, wird v.a. berichtet, dass alle relevanten Akteur* 

innen einbezogen sind (Item 29). Allein 2 Kommunen (6.9%) mit mehrgliedriger Struk-

tur merken an, dass relevante Akteur*innen fehlen. 

9 Kommunen, die angeben, dass Bürger*innen dauerhaft in die Kommunalprävention 

einbezogen sind (Item 30), haben 7 Kommunen (24.1%) mehrgliedrige Gremien und  

1 Kommune (3.4%) ein eingliedriges Gremium etabliert. Allerdings geben auch 11 Kom-

munen (37.9%) mit mehrgliedriger und 3 (10.3%) mit eingliedriger Struktur an, dass 

Bürger*innen nicht dauerhaft einbezogen sind. 

Unter den 7 Kommunen (24.1%), die angeben ein Gesamtprogramm der Kriminal-

prävention zu erstellen (Item 36), agieren 6 Kommunen (20.7%) in mehrgliedriger und  

1 Kommune (3.4%) in eingliedriger Struktur. Allerdings gibt die Mehrheit der Kommunen 

an, kein Gesamtprogramm zu erstellen, darunter 10 Kommunen (34.5%) mit mehrglied-

riger und 4 Kommunen mit eingliedriger Struktur. 

19 Kommunen (65.5%) insgesamt geben Auskunft darüber, ob sie die Präventions-

arbeit an qualitätssichernden Beccaria-Standards (Item 38) orientieren. 17 Kommunen 
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(58.6%) setzen Standard 1: Problembeschreibung um. Davon weisen 12 Kommunen 

(41.4%) mehrgliedrige Struktur und 5 Kommunen (17.2%) eingliedrige Struktur auf.  

16 Kommunen (55.2%) setzen Standard 2: Analyse und Entstehungsbedingung zu Pro-

blemen um. Davon weisen 12 Kommunen (41.4%) mehrgliedrige Struktur und 4 Kom-

munen (13.8%) eingliedrige Struktur auf. 15 Kommunen (51.7%) setzen Standard 3: 

Festlegung von Zielen um. Davon weisen 11 Kommunen (37.9%) mehrgliedrige Struktur 

und 4 Kommunen (13.8%) eingliedrige Struktur auf. 17 Kommunen (58.6%) setzen 

Standard 4: Festlegung von Maßnahmen zur Zielerreichung um. Davon weisen  

14 Kommunen (48.3%) mehrgliedrige Struktur und 3 Kommunen (10.3%) eingliedrige 

Struktur auf. 14 Kommunen (48.3%) setzen Standard 5: Projektkoordination und  

-durchführung um. Davon weisen 10 Kommunen (34.5%) mehrgliedrige Struktur und  

4 Kommunen (13.8%) eingliedrige Struktur auf. 14 Kommunen (48.3%) setzen Standard 

6: Evaluation um. Davon weisen 8 Kommunen (27.6%) mehrgliedrige Struktur und  

5 Kommunen (17.2%) eingliedrige Struktur auf. Zuletzt geben 9 Kommunen (31.0%) an 

Standard 7: Schlussfolgerung und Dokumentation umzusetzen. Davon weisen 6 Kommu-

nen (20.7%) mehrgliedrige Struktur und 3 Kommunen (10.3%) eingliedrige Struktur auf. 

19 Kommunen (65.5%) geben Auskunft über die größten Erfolge der Präventionsarbeit 

(Items 40). Die Mehrheit der Kommunen (8, 27.6%) geben an, das Präventionsangebot 

verbessert zu haben. Davon haben 6 (20.7%) mehrgliedrige Gremienstruktur, in 2 Kom-

munen (6.9%) bestehen eingliedrige Gremien. 5 Kommunen (17.2%) berichten, die 

kommunale Situation optimiert zu haben, davon weisen 3 Kommunen (10.3%) mehr-

gliedrige und 2 Kommunen (6.9%) eingliedrige Struktur auf. 2 Kommunen (6.9%) 

berichten die Ausstattung mit Sach- oder Personalmitteln verbessert zu haben, je  

1 Kommune (3.4%) hat mehr- bzw. eingliedrige Struktur. 2 Kommunen (6.9%) mit 

mehrgliedriger Struktur geben an, die Vernetzung zwischen Akteur*innen verbessert zu 

haben. Auch geben insgesamt 3 Kommunen (10.3%) mit mehrgliedriger Struktur an, 

Erfolge im Rahmen des Landesprogramms KOMPASS realisiert zu haben. 
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Interpretation ausgewählter Ergebnisse 

Ziel der vorliegenden Studie 

Ausgangspunkt der vorliegenden Studie war erstens die Frage, ob in den 50 ein-

wohnerstärksten Kommunen Hessens Gremien der Kommunalen Kriminalprävention 

bestehen. Vor allem zielte die Qualifikationsarbeit zweitens darauf ab, die Ausgestaltung 

der Gremienstruktur, zentrale Aspekte der generellen Konzeption und die konkrete 

Umsetzung der Projektarbeit sowie nicht zuletzt das Ausmaß der Kooperationskultur der 

Gremien zu untersuchen. Im Abgleich mit veröffentlichen normativen Konzepten und 

Empfehlungen zu Organisationsstruktur (Kober & Kahl, 2012), Projektarbeit und 

Kooperationskultur (Görgen et al., 2021) interessierte, inwiefern diese Aspekte in der 

Praxis Kommunaler Kriminalprävention umgesetzt werden. Die Untersuchung war an 

hessische Kommunen adressiert, da Kriminalprävention als kommunale Querschnitts-

aufgabe aufzufassen ist (Wagner, 2023). Die Kommunale Verwaltung ist für die 

Schaffung von Strukturen und Ausstattung der Präventionsarbeit an sich von hoher 

Bedeutung (Görgen et al., 2021). 

 

Diskussion ausgewählter deskriptivstatistischer Ergebnisse  

Das grundlegende Konzept der Kommunalen Kriminalprävention fasst Präventions-

arbeit als gesamtgesellschaftliche Aufgabe auf, die durch ressort- und institutions-

übergreifende Zusammenarbeit unter Einbeziehung der Bürger*innen eines lokalen 

Zuschnitts realisiert werden kann (Schreiber, 2007; Kober & Kahl, 2012). In der Praxis 

leitet sich daraus eine Querschnittsaufgabe für die kommunale Verwaltung ab. Es gilt 

geeignete Strukturen für ressort- und institutionsübergreifende Zusammenarbeit zu 

schaffen, ausreichende Ressourcen zur Verfügung zu stellen sowie Präventionsarbeit an 

Maßstäben professioneller Projektarbeit und wissenschaftlich fundierten Präventions-

programmen auszurichten (Schreiber, 2019; Görgen et al., 2021). Da Zusammenarbeit 

über institutionelle Grenzen hinweg erfolgen soll, ist für gelingende Kooperation explizit 
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ein gemeinsames Präventionsverständnis, und die gemeinsame Ausrichtung der 

Präventionsarbeit zu erarbeiten, und über die institutionellen Grenzen hinweg eine 

gemeinsame Kultur zu entwickeln, die auch über kontextuelle kommunale und sicher-

heitspolitische Veränderungen bestehen kann (Görgen et al., 2021).  

Der zum Abgleich der Befunde zur Gremienstruktur vorrangig genutzte Leitfaden 

(Kober & Kahl, 2012) sowie vor allem die Bestandsaufnahme von Schreiber (2019) legt 

nahe, Gremien der Kommunalen Kriminalprävention nach bewährter mehrgliedriger 

Aufbauorganisation aus Lenkungsgruppe, Geschäftsstelle und Arbeitsgruppen zu 

etablieren. Sowohl Kober & Kahl (2012) als auch Schreiber (2019) weisen auf Vorteile 

mehrgliedriger Gremienstrukturen für die grundsätzliche Handlungsfähigkeit und 

Professionalität des Gremiums hin. Kober & Kahl (2012) geben an, dass bei zwei- oder 

mehrgliedriger Struktur aus Lenkungsgruppe als Führungsinstanz und Arbeitsgruppen 

sowohl die Entscheidungsfähigkeit des Gremiums als auch die Einbindung einer Vielzahl 

von Akteur*innen realisiert werden kann. Die Autoren betonen zudem die Bedeutung 

einer Geschäftsstelle, um die Gremieninstanzen zu koordinieren und ressortübergrei-

fende, kommunale Zusammenarbeit zu fördern. Demnach wird mit der Einrichtung  

von Geschäftsstellen der institutionelle Rahmen geschaffen durch den kontinuierliche, 

wissenschaftlich fundierte Präventionsarbeit dauerhaft in der Kommune verankert werden 

kann.  

In der hier untersuchten Stichprobe weist die Mehrheit der Präventionsgremien eine 

zwei- oder mehrgliedrige Gremienstruktur auf. Knapp die Hälfte der Gremien weist 

Lenkungsgruppe, Geschäftsstelle und Arbeitsgruppe auf. In gut der Hälfte der Gremien 

ist eine Geschäftsstelle etabliert. Die berichteten Aufgaben von Lenkungsgruppe,  

Geschäftsstelle und Arbeitsgruppe belegen eine Arbeitsteilung in den Umsetzungs-

strukturen analog zu den Leitlinien. Lenkungsgruppen übernehmen demnach vor allem 

mutmaßlich übergeordnete, vorbereitende und globale, planerische Aufgaben.  

Geschäftsstellen sind entsprechend der Daten vor allem mit koordinatorischen und  
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konzeptionellen Aufgaben betraut.  Arbeitsgruppen erfüllen mutmaßlich vor allem 

themenbezogen Aufgaben konkreter Präventionsarbeit. Auch die für Lenkungsgruppe 

und Arbeitsgruppe berichteten Akteur*innen entsprechen etwa der Literatur. In der 

Lenkungsgruppe ist vor allem vermutlich Führungspersonal der Strafverfolgungs-

behörden und kommunalen Fachbereiche, sowie Magistratsmitglieder vertreten. Der 

Anteil der Justiz, der Schulen und der freien Träger sowie der Bürger*innen bleibt hinter 

dem erwarteten Maß zurück. Zwar wird die Einbindung von Schulen in der Fachdebatte 

kontrovers besprochen (Wagner, 2024), dennoch bieten Schulen vielfach den Rahmen 

für kriminalpräventive Angebote an die Hauptzielgruppe der Kinder und Jugendlichen. 

Auch erstaunt, dass wissenschaftliche Einrichtungen trotz des formulierten Anspruchs 

evidenzbasierter Präventionsarbeit (Kober & Kahl, 2012) nur in marginalem Maß auf 

Ebene der Lenkungsgruppen beteiligt sind. Auf Ebene der Arbeitsgruppen sind Kom-

munalverwaltung und Sicherheitsbehörden über die Kommunen hinweg in größtem Anteil 

vertreten, doch auch in Arbeitsgruppen werden Bürger*innen, Akteur*innen der Jugend- 

förderung und Schulen nur in minimalem Umfang eingebunden. Der Anteil der Kommu-

nen, die das Fehlen relevanter Akteur*innen berichten fällt, ähnlich Schreiber (2019), 

dennoch gering aus, obwohl mutmaßlich relevante Akteur*innen wie beschrieben selten 

eingebunden sind. Auch bestätigt sich das zuvor genannte geringe Ausmaß der Bürger* 

inneneinbindung. Etwas mehr als die Hälfte der teilnehmenden Kommunen bestätigen, 

Bürger*innen nicht dauerhaft in die Präventionsarbeit einzubeziehen, obwohl dies 

konstituierendes Merkmal der Kommunalen Präventionsarbeit ist (Kober & Kahl, 2012).  

Schreiber (2019) verweist auf den Zusammenhang von mehrgliedrigem Gremien-

aufbau und Kennzeichen professioneller Gremienarbeit, wie höhere personelle Aus-

stattung der Geschäftsstelle, höheres Budget der Präventionsarbeit und häufigere 

Erstellung eines für die kontinuierliche und aufeinander abgestimmte Präventionsarbeit 

wichtige, schriftliche Konzept. 
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In der aktuellen Untersuchung wurde hauptamtliche Arbeitskapazität und Budget mit 

Bezug zur Geschäftsstelle erfasst. Der Vergleich ein- und mehrgliedriger Gremien-

strukturen hinsichtlich personeller und finanzieller Ausstattung ist daher nicht möglich. 

Doch auch bei mehrgliedriger Struktur ist die hauptamtliche personelle sowie die 

finanzielle Ausstattung häufig begrenzt. Mit Ausnahme eines zweigliedrigen Präven- 

tionsgremiums der Stichprobe weisen alle Gremien hauptamtliche Mitarbeiter*innen auf, 

doch verfügt der größte Anteil der Kommunen nur über hauptamtliche Arbeitskapazität 

von bis zu 50% bzw. bis zu 100% Stellenanteil. Gegenüber Schreiber (2019), die mehr-

heitlich bis zu 50% hauptamtlicher Arbeitskapazität für hessische Kommunen berichtet, 

zeigt sich darin dennoch eine etwas höhere personelle Ausstattung. Die Kommunen der 

aktuellen Studie geben trotz bestehender mehrgliedriger, meist dreigliedriger Struktur 

hauptsächlich an, ohne Budget zu agieren oder ein geringes Budget von bis zu 10.000€ 

bzw. bis zu 20.000€ nutzen zu können. Nur vereinzelt steht den Kommunen demnach bis 

zu 30.000€ bzw. über 30.000€ zur Verfügung. Verglichen mit Schreiber (2019) die für gut 

die Hälfte der hessischen Kommunen kein Budget und für knapp ein Drittel bis zu 5.000€ 

berichtet, hat sich die finanzielle Ausstattung der Kommunen vermutlich marginal erhöht. 

Entgegen Schreibers (2019) Aussage zeigt sich in den Daten der aktuellen Studie nicht, 

dass bei mehrgliedriger Gremienstruktur häufiger ein schriftliches Gesamtprogramm der 

Präventionsarbeit erstellt wird. Vielmehr gibt knapp die Hälfte der befragten Kommunen 

ungeachtet der Gremienstrukturen an, kein Gesamtprogramm der Präventionsarbeit 

erstellt zu haben. Angaben zu weiteren Kennzeichen professioneller Projektarbeit wie  

die Fundierung der Sicherheitsanalyse auf Datenquellen, die Definition der Ziele und 

Evaluation der Präventionsmaßnahmen überraschen teils, und offenbaren Entwicklungs-

potentiale für die professionelle Projektarbeit der Präventionsgremien. Ungeachtet der 

Gremienstruktur berichten nur etwa drei Viertel der Kommunen, die Sicherheitsanalyse 

auf Daten wie die Polizeiliche Kriminalstatistik oder Bevölkerungsumfragen zu gründen. 

Auch werden Präventionsziele in den Gremien laut den Angaben zu den Beccaria-
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Standards in knapp der Hälfte der Kommunen definiert, die Ziele werden allerdings 

gemäß hauptsächlich teilweise definiert. Die restlichen Kommunen geben zu gleichen 

Teilen an, keine oder eine vollständige Zieldefinition vorzunehmen. Und nur knapp die 

Hälfte der Kommunen berichtet anhand der Beccaria-Standards, Präventionsarbeit zu 

evaluieren. Dazu offenbar widersprüchlich wird die Definition der Evaluationskriterien an 

sich in noch geringerem Maß ausgeführt, über alle Gremieninstanzen hinweg, wird die 

Aufgabe vor allem für die Geschäftsstellen angegeben. Auch im Hinblick auf die 

gelingende Kooperation relevant, liegen in den Kommunen vor allem entweder teilweise 

oder vollständige gemeinsame Sicherheitsverständnisse vor, dennoch gibt auch ein 

geringer Teil der Kommunen an, kein gemeinsames Sicherheitsverständnis zu 

erarbeiten.  

Die kommunale Präventionsarbeit wird in Hessen durch die Landesinitiativen 

KOMPASS und Netzwerk gegen Gewalt unterstützt. Mehr als die Hälfte der Kommunen 

nehmen demnach am KOMPASS-Programm teil. Über ein Drittel der Kommunen steht im 

Austausch mit dem Netzwerk gegen Gewalt. Die Anbindung an wissenschaftliche Einrich-

tungen und der Zugriff auf das Portal Grüne Liste Prävention, dass wissenschaftlich eva-

luierte Präventionsprogramme für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen zusammen-

stellt, erfolgt in den Kommunen in geringerem Ausmaß.  

Im Wissen um die solide Resonanz auf die bestehenden Landesprogramme, könnte 

die Erweiterung des Angebots durch das Land oder den Landespräventionsrat ein Ansatz 

sein, um identifizierte Entwicklungspotentiale kommunaler Präventionsarbeit gezielt zu 

verbessern. Auf Landesebene könnten, ähnlich der bestehenden Landesprogramme, gut 

konsumierbare Angebote und Standardprozesse als Orientierungshilfen entwickelt und 

für den Abruf durch die Kommunen bereitgehalten werden, um z.B. erstens die Um-

setzung professioneller Projektarbeit in den Kommunen zu unterstützen. Die vielfach 

berichte knappe personelle und finanzielle Ausstattung der Kommunen könnte so ggf. 
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eher in der konkreten Präventionsarbeit zum Einsatz kommen, statt für die Entwicklung 

von notwendigen, aber über alle Kommunen ähnlichen Abläufe verwendet zu werden.  

Die zahlreichen freien Texteingaben in der aktuellen Befragung werfen die Frage auf, 

ob präventionsspezifische Begriffe über alle Kommunen hinweg definitorisch eher 

unscharf gefasst sind. Z.B. wurde die bewährte Gremienstruktur Kommunaler Präven-

tionsräte entweder als kriminalpräventives oder ähnliche Gremium beschrieben. Auch in 

den Angaben zur Kooperation, ist unklar, ob die Begriffe z.B. Vernetzung und Koope-

ration über die Kommunen hinweg begrifflich klar voneinander abgegrenzt verwendet 

werden. Im Rahmen erweiterter Angebote auf Landesebene an die Kommunen ließe sich 

zweitens durch für die Kommunen gut konsumierbares Informationsmaterial möglichen 

begrifflichen Unschärfen konzertiert begegnen. Mittelfristig könnte das Informations-

material genutzt werden, um aus der Fachdebatte resultierende, inhaltliche Aktualisie-

rungen für die Präventionsarbeit in praxisrelevanter und konsumierbarer Form anzu-

bieten, um die Aktualisierung der Präventionsarbeit anwendungsnah zu unterstützen. 

Aus der Betrachtung der Zielgruppen wird deutlich, dass sich die kommunale 

Präventionsarbeit vorrangig auf Kinder und Jugendliche und Senioren ausrichtet. Trotz 

u.a. von Schreiber (2019) berichteter aktueller sicherheitspolitischer Herausforderungen 

wie z.B. die Integration Geflüchteter benennt nur ein Bruchteil der Kommunen die Ziel-

gruppen Geflüchtete oder junge Erwachsene. Zwar ist die Perspektive der Präventions-

gremien auf die jeweilige Zielgruppe anhand der beschreibenden Stichpunkte nicht 

auszumachen, es wird nicht klar, ob den Benannten in ihren Bedürfnissen entsprochen 

oder ihr Kriminalitätspotential unterbunden werden soll. Und doch scheint es ratsam an 

dieser Stelle nochmals Wagners (2023) Impuls zu nennen, den Fokus der Präventions-

arbeit verstärkt auf benachteiligte Gruppen und deren Bedürfnisse auszurichten. Im 

Dialog zwischen Wissenschaft und Praxis wird dazu passend besprochen, dass die Auf-

weitung des Präventionsangebots durch Mediation (Wagner, 2024) sinnvoll sein könnte, 
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um Gruppenprozesse wie z.B. die Lösungsgestaltung bei Raumnutzungskonflikten unter 

Einbeziehung aller beteiligten Parteien allparteilich zu begleiten. 

Abschließend ist zum Ausmaß der Kooperation in befragten Kommunen festzuhalten, 

dass deutlich mehr als die Hälfte der Kommunen angibt, dass sich gelingende Koope-

ration etabliert hat. Als maßgeblich für das Entstehen wurden vor allem strukturelle 

Aspekte, gefolgt von kulturellen und strategischen Aspekten (Görgen et al.2021) benannt. 

Nach Auskunft der Kommunen ist dagegen das Scheitern der Kooperation durch 

Personalmangel begründet.  

 

Kritische Würdigung und Ausblick 

In der aktuellen Studie wurde eine Bestandsaufnahme der kommunalen Kriminal-

präventionsstrukturen, Projektarbeit und Kooperation in hessischer Kommunen in Anleh-

nung an vorangegangene Studien (Schreiber, 2007, 2019) und normativen Leitlinien zu 

Gremienstruktur (Kober & Kahl, 2012) und Kooperationsentwicklung (Görgen et al., 2021) 

konzipiert.  

Die Konzeption als Online-Umfrage begünstigte die hessenweite Teilnahme. Vielfach 

zeichnete sich die Bearbeitung aber durch geringe Bearbeitungszeit und eine über den 

Fragebogenverlauf zunehmende hohe Zahl fehlende Antworten aus. Zukünftig könnten 

die Antwortraten durch explizite Bitte um Beantwortung aller Fragen in der einleitenden 

Instruktion sowie Antwortkontrollen je Item ergänzt werden, um verbindlicheres Antwort-

verhalten zu fördern. 

Zur Konzeption des Fragebogens ist für die Datenerhebung kritisch anzumerken, dass 

aufgrund der Annahme sehr knapper zeitlicher Ressourcen der Teilnehmenden technisch 

darauf verzichtet wurde, nur einmaligen Fragebogenaufruf zu ermöglichen. Dies sugge-

rierte in der Erhebungsphase höhere Rücklaufraten und erzeugte einen Mehraufwand in 

der Datenaufbereitung, um doppelte Eingaben zu bereinigen. 
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Die Konzeption der Umfrage als quantitative Online-Befragung bot Vorteile in der 

knappen Bearbeitung und engen Ausrichtung auf die Leitlinien. Dennoch war sowohl die 

Beantwortung komplexer Inhalte anhand Auswahl- und Mehrfachantwortformate 

mutmaßlich schwierig, vor allem entstand durch die Einbindung freie Texteingabeformate 

zur unbegrenzten Schilderung erfragter Sachverhalte, das Auswertungsproblem 

unterschiedliche Inhaltsebenen clustern zu müssen.  

Statt der Durchführung eines Pretests wurden Fachkolleg*innen kontaktiert, um 

Rückmeldung und Verbesserungsvorschläge zum Fragebogenentwurf zu erhalten. 

Zukünftig könnte die Simulation der Befragung im Pretest durch Akteur*innen der 

kommunalen Kriminalprävention sowohl Schwierigkeiten in der Beantwortung der Items 

aber auch der Auswertung der Daten offenbaren.  
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